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Die Handlungsfähigkeit der Polizei auf dem 
Prüfstand – Rückendeckung ist unverzichtbar
Von Wolfgang Ladebeck, stellvertretender Bundesvorsitzender

Deutschland gehört zu den 
 sichersten Ländern der Welt. 
Der tägliche Einsatz der Sicher
heitsbehörden in Deutschland 
ist unverzichtbarer Bestandteil 
unseres freiheitlichen und de
mokratischen Staatswesens. 
Die innere Sicherheit ist dabei 
die grundlegende Vorausset
zung für das Zusammenleben 
in unserer Gesellschaft. In 
Deutschland wird die innere 
Sicherheit und Ordnung durch 
die Polizei in Bund und Ländern 
mit dem derzeitig vorhande
nen Personal, nur noch mit Ide
alismus und durch die professi
onelle Arbeit der Polizistinnen 
und Polizisten sowie aller Be
schäftigten gewährleistet. Die 
Kolleginnen und Kollegen brin
gen in Deutschland rund um 
die Uhr Höchstleistungen und 
das sehr oft bis an die Belas
tungsgrenzen. Sie schaffen es 
nur mit großen Kraftanstren
gungen, die täglichen polizeili
chen Aufgaben zu bewältigen. 

Aufgabenzuwachs und Arbeits
verdichtungen durch veränder
te gesellschaftliche Rahmen
bedingungen, Auswirkungen 
internationaler Krisen und Kon
flikte, explodierende Zuwande
rungsströme und die wachsen
de Terrorgefahr bringen die 
Polizei an die Grenzen ihrer 
Handlungsfähigkeit. Durch 
Aufgabenzuwächse und die 
ständigen Personalverlagerun
gen in Schwerpunktbereiche 
hat die Polizei in Deutschland 
ein gewaltiges Personalpro
blem, welches sich immer 
 weiter verschärft. 

Ausreichend Personal ist aber 
eine wesentliche Grundvoraus
setzung für die Gewährleis
tung der inneren Sicherheit in 
Deutschland. Ein strukturierter 
Alltag und kontinuierliches Ar
beiten waren gestern, Perso

nalnot, ständige Verlagerung 
und Umsetzung von Polizei
kräften sind heute an der 
 Tagesordnung. 

Jetzt treten die jahrelangen 
Fehlentscheidungen der Poli
tiker in Bund und Ländern ver
schärft durch äußere Bedin

gungen ans Licht. Der began 
gene Kardinalfehler durch die 
Politik, den gesamten öffent
lichen Dienst in den letzten 
Jahrzehnten unerträglichen 
Sparzwängen zu unterwerfen 
und insbesondere am Personal 
zu sparen, zeigt jetzt enorme 
Auswirkungen auf unser ge
sellschaftliches Gemeinwesen. 
Das hat die Funktions und 
Leistungsfähigkeit der öffent
lichen Verwaltung sowie die 
Gewährleistung der inneren 
Sicherheit erheblich gefährdet. 

 < Bestmögliche 
 Ausstattung der Polizei

Wir erwarten unverzüglich  
von der Politik in ganz Deutsch
land, dass sie Taten und die 
richtigen Entscheidungen 

 folgen lassen, anstatt an der 
Handlungsfähigkeit der Polizei 
und der Bewältigung von poli
zeilichen Aufgaben zu kritisie
ren. Unsere Bürgerinnen und 
Bürger haben ein Recht auf 
 innere Sicherheit. Die Politik 
hat die Pflicht, diese politische 
Grundaufgabe zu realisieren. 

Die Regierungen sind dringend 
aufgefordert, ihre Abbaupläne 
zu korrigieren und für eine 
sachgerechte Personalausstat
tung bei der Polizei zu sorgen. 
Die Polizei in Bund und den Län
dern muss so ausgestattet sein, 
dass die Beschäftigten die ho
hen Erwartungen erfüllen kön
nen, die von der Bevölkerung 
und der Politik an sie gestellt 
werden. Insbesondere dort, wo 
gesetzliche Bestimmungen die 
Polizei zum Handeln verpflich
ten, muss die  Politik die perso
nellen, rechtlichen und sachli
chen Voraussetzungen schaffen 
und erhalten, die für die Erfül
lung des gesetzlichen Auftrages 
notwendig sind.

Der Schutz unserer Polizeibe
amtinnen und Polizeibeamten 

vor den zunehmenden Ge
fahren durch gewalttätige 
 An griffe auf ihre persönliche 
 Unversehrtheit oder Beein
trächtigung ihrer Persönlich
keitsrechte hat absolute Prio
rität. Deshalb fordern wir 
neben einem besseren straf
rechtlichen Schutz eine stän
dige Überprüfung der Schutz
ausstattungen, um die Schutz 
 wirkung auf höchstmöglichem 
Niveau  sicherzustellen. Dazu 
gehört gerade jetzt eine Kör
perschutz ausstattung, die 
nicht irgendwo vorgehalten 
wird, sondern jedem Angehöri
gen in den geschlossenen Ein
satzeinheiten und all denen, 
die in Adhoc Lagen im Einsatz 
sind, griff ereit zur persönli
chen Ver fügung stehen. 

Genauso fordern wir, dass  
die Polizeibeschäftigten in 
Deutsch land angemessen  
und leistungsgerecht bezahlt 
und sozial abgesichert werden. 
Einschnitte in die Bezahlung 
und Versorgung werden wir 
auch weiterhin entschieden 
bekämpfen. Wir fordern darü
ber hinaus, dass Entscheidun
gen der Vergangenheit, die zu 
Absenkungen bei Besoldung 
und Versorgung geführt ha
ben, umgehend revidiert 
 werden. 

Die Polizeibeamten/innen in 
Deutschland riskieren tagtäg
lich ihre eigene Gesundheit 
und haben es verdient, dass sie 
für ihren Dienst an den Bürge
rinnen und Bürgern und für die 
Sicherheit in Deutschland die 
bestmögliche Gesundheitsfür
sorge erhalten. Wer sich mit 
seiner ganzen Person, mit sei
ner Gesundheit und mit sei
nem Leben für die Allgemein
heit so einbringt, wie es die 
Polizeibeamten/innen tun,  
hat Besseres verdient. 

 < Wolfgang Ladebeck
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 < Das Tanzen kam 
nicht zu kurz beim 
Hauptstadtball.

 < Hatten zum 3. Hauptstadtball eingeladen: DPolG-Landesvorsitzender 
Bodo Pfalzgraf und der Vorsitzende der Bundespolizeigewerkschaft, 
Ernst G. Walter.

 < Guter Stimmung: Toto, Sängerin Edwina de Pooter, Rainer Wendt und 
Bundesfrauenbeauftragte Sabine Schumann.

3. Hauptstadtball

Tanz und Gespräche in 
lockerer Atmosphäre 

Mit dem 3. Hauptstadtball 
zeigten DPolG Bundespolizei-
gewerkschaft und die DPolG 
Berlin am 20. Februar 2016 in 
erfreulicher Kontinuität ihre 
Verbundenheit mit den Bürge-
rinnen und Bürgern sowie mit 
den Kolleginnen und Kollegen 

bei der Polizei. Einmal mehr 
bot sich die Gelegenheit, ein 
abwechslungsreiches Abend-
programm gemeinsam zu ge-
nießen und in offener Atmo-
sphäre gute Gespräche zu 
führen, Kontakte zu knüpfen 
und zu pflegen. 
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Terrorismus – Cyber – Organisierte Kriminalität

Lokaler Tatort – globale Ursache
19. Europäischer Polizeikongress tagte in Berlin 

Unter dem Motto „Lokaler Tatort – globale Ursache“ trafen sich am 23. und 24. Februar 2016 über 
1 500 Teilnehmer von Polizeien, Sicherheits- und zivilen Behörden sowie Firmenvertreter beim  
19. Europäischen Polizeikongress in Berlin.

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft bot an ihrem schon 
 „traditionellen“ Messestand 
Informationen für interessier-
te Kolleginnen und Kollegen 
an. Darüber hinaus fand unter 
Federführung der DPolG-Kom-
mission Verkehr auch wieder 
das Fachforum „Entwicklung 
der Verkehrssicherheitstechnik 
– Konsequenzen für die Poli-
zei“ statt. 

Kanzleramtsminister Peter Alt-
maier bekannte sich in seiner 
Eröffnungsrede beim Kongress 
zur Polizei und sprach ihr ein 
großes Lob aus. Polizistinnen 
und Polizisten übernähmen 
momentan eine „große staats-
politische Aufgabe“ und seien 
in vielen Bereichen äußerst ge-
fordert. Dazu gehörten unter 
anderem der Terrorismus, die 
Organisierte Kriminalität, Cy-
bercrime und die Bewältigung 
der Flüchtlingswelle. Für ihr 
 Engagement dankte Altmaier 
den eingesetzten Beamten und 
verlangte von seinen Politik-
kollegen, sich öfter schützend 
vor die Polizei zu stellen.

 < Fachforum „Verkehrssi-
cherheitstechnik – Konse-
quenzen für die Polizei“

Das Panel „Entwicklung der 
Verkehrssicherheitstechnik – 
Konsequenzen für die Polizei“ 
wurde auch in diesem Jahr von 
der Bundestagsabgeordneten 
Kirsten Lühmann (SPD) geleitet. 
Die ehemalige niedersächsische 
Polizeibeamtin und  heutige 
Verkehrspolitische Sprecherin 
der SPD-Bundestagsfraktion 
kann aufgrund ihrer Vita die 
Auswirkungen der aktuellen 

Entwicklungen im Bereich der 
Verkehrssicherheitstechnik auf 
die polizeiliche Arbeit sehr ver-
siert einschätzen.

 < Automatisiertes Fahren

Der erste Vortrag widmete  
sich der Weiterentwicklung 
von Fahrerassistenzsystemen. 
Für die Geschäftsführerin des 
Deutschen Verkehrssicher-
heitsrates (DVR), Ute Hammer, 

sind geeignete Prognose-, Eva-
luierungs- und Testverfahren 
einzusetzen, denen Risikobe-
wertungen auf der Basis des 
realen Verkehrsgeschehens 
 vorausgehen. Dies würde laut 
Hammer der fortlaufenden Be-
wertung der Sicherheit von 
neu entwickelten Fahrfunktio-
nen dienen. Als Konsequenz 
des hochautomatisierten Fah-
rens sei zudem der rechtliche 
Rahmen zu prüfen, so die DVR-

Vertreterin. In diesem Zusam-
menhang müssten insbeson-
dere die Verantwortung und 
Haftung während dieser Fahr-
situation geklärt werden. 

 < Tatortaufnahme

Zwei Polizeibeamte, der Leiten-
de Polizeidirektor Udo Weiss 
vom Polizeipräsidium Münster 
und der Erste Polizeihauptkom-
missar Peter Schlanstein von 
der Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen stellten fest, dass  
es sich auch bei der Verkehrs-
unfallaufnahme um eine Tat-
ortaufnahme handelt. Das gilt 
notwendigerweise auch dann, 
wenn ein hochautomatisiertes 
Fahrzeug an einem Unfall 
 beteiligt ist. Neben dem Per-
sonalbeweis ist hier der Sach-
beweis, also die objektiv er-
kennbare Spurenlage, eine 
wesentliche Grundlage zur Klä-
rung der Schuldfrage. Die poli-

 < Monika Hohlmeier, Europaabgeordnete der CSU, am Stand der DPolG mit 
Mitgliedern der Bundesleitung

 < Großer Andrang am DPolG-Stand
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zeiliche Verkehrsunfallaufnah-
me ist dadurch geprägt, dass 
immer weniger sichtbare Spu-
ren auf der Fahrbahn vorhan-
den sind, die den Unfallablauf 
erkennen lassen. Vorhandene 
Datenspeicher elektronischer 
Bauteile im Auto sind jedoch in 
der Lage, die Ursachenzusam-
menhänge für ein konkretes 
Unfallgeschehen mit hoher 
Aussagekraft zu objektivieren.

 < Technische Innovationen

Dr. Jan-Philipp Weers von der 
Bosch Sicherheitssysteme 
GmbH traf die Aussage, dass in 
Europa zahlreiche Parkflächen 
für Lastkraftwagen fehlen, 
was zu Parkplatzsucherverkehr 
und Rückstau an den Rastanla-
gen mit zum Teil fatalen Un-
fallfolgen führt. Im Rahmen 
von „Bosch Secure Truck Par-
king“ würden deshalb nun-
mehr Lkw-Parkplätze „intelli-
gent gemacht“, indem sie an 
eine Online-Reservierungs-
plattform angebunden und 
mit Sicherheitstechnik aus-
gestattet werden.

Im Vortrag des Diplom-Psycho-
logen Udo Schüppel ging es 
um die Möglichkeiten der und 
Anforderungen an Fahrerassis-
tenzsysteme. Die potenziellen 
Vorteile ergäben sich aus ei-
nem Mehr an Sicherheit auf 
der Straße, einer positiven Wir-
kung auf die Umwelt und ei-
nem effizienteren Verkehrsma-
nagement. Herausforderungen 
lägen noch im Datenschutz, im 
Schutz der elektronischen Sys-
teme vor Cyber-Attacken und 
in der grenzüberschreitenden 
Harmonisierung von Regeln. 

Uwe Urban von der Jenoptik 
Robot GmbH schließlich wid-
mete sich der Vorstellung mo-
derner Sensorfusionssysteme 
zur Erkennung, Klassifizierung 
und Verfolgung motorisierter 
und nicht motorisierter Ver-
kehrsteilnehmer. Sein Unter-
nehmen verfolgt dabei das Ziel, 
die spezifischen Vorteile der 
einzelnen Sensortechnologien 
wie Radar, Laser oder Kamera 
zu nutzen und zu fusionieren. 

 < Fachforum „Persönliche 
Ausrüstung und Aus
stattung der Polizei“

Die Herausforderungen durch 
Großeinsätze und Terrorgefahr 
machen es notwendig, über 
eine adäquate Ausrüstung der 
Polizei zu sprechen. Ernst G. 
Walter, Vorsitzender der DPolG 
Bundespolizeigewerkschaft 
und stellvertretender Bundes-
vorsitzender, sieht eine stei-
gende Gewaltbereitschaft 
hierzulande. Das betreffe nicht 
nur die Gewalt gegen Polizei-
beamte bei größeren Ereignis-
sen wie Gipfeltreffen oder 
Großdemonstrationen, son-
dern passiere auch regelmäßig 
am Rande von Fußballspielen, 
bei Volksfesten oder häuslicher 
Gewalt. Wenn dann der Kräf-
teansatz der Polizei zu niedrig 
sei, kommt es zu dem fatalen 
Bild eines schwachen Staates. 

Grundsätzlich unterscheidet 
Walter zwischen zwei Einsatz-
szenarien. Bei den vorherseh-

baren, planbaren Ereignissen sei 
die Polizei relativ gut auf gestellt 
und ausgestattet. Die Bereit-
schaftspolizeien von Bund und 
Ländern verfügen über die not-
wendige Schutz- und Einsatz-
ausstattung. Problematisch 
werde es dort, wo es zu unvor-
hergesehenen Situationen 
kommt, die ein Eingreifen der 

Polizei notwendig machen – 
Stichworte: Köln und Clausnitz. 
Dann geht zu wenig Personal 
einher mit nicht optimaler Aus-
stattung. Deshalb muss es eine 
bessere Ausrüstung der „Erst-
kräfte“ geben, denn eine Lage 
muss gehalten werden können, 
bis Spezialkräfte eintreffen. Das 
heißt jedoch auch – und  damit 
richtete Walter einen Appell an 
die Politik –, dass mit einer Er-
höhung des Personalbestandes 
eine Erhöhung des Sachhaushal-
tes verbunden sein muss.

 < Fachforum  
„Cybercrime –  
Bekämpfungsstrategien“

In diesem Forum beschäftigten 
sich die Teilnehmer mit einem 
Thema, das in den kommenden 
Jahren weiter an Bedeutung ge-
winnen wird. Unter dem Stich-
wort „Cybercrime“ laufen alle 
Straftaten, die sich gegen das 
Internet, Datennetze, informa-
tionstechnische Systeme oder 
deren Daten richten. Bodo 
Pfalzgraf, Mitglied im DPolG-
Bundesvorstand und Landes-
vorsitzender in Berlin, erläu-
terte aus Sicht der Polizei die 
Herausforderungen durch 
 Cyber-Kriminalität. Um Cyber-
crime effizient zu bekämpfen, 
ist es nötig, die Bedrohungslage 
erst einmal als Ganzes zu erfas-
sen. Dies gelingt den zustän-
digen Behörden derzeit nicht. 
Daher lassen auch Aufklärungs-
quoten von Cybercrime-Delik-
ten in der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik (noch) keine 
verlässlichen Aussagen zu. 

Für die Polizei bedeutet dieses 
Kriminalitätsfeld eine der größ-
ten künftigen Herausforderun-
gen. In nicht allzu ferner Zu-
kunft ist es vorstellbar, dass 
jedes Bundesland eine eigene 
Laufbahn für Cyber-Polizisten 
mit spezieller IT-Ausbildung 
einführen wird. Bayern hat dies 
schon. Dabei spielt natürlich 
die Entlohnung eine erhebliche 
Rolle. Der Fortbildung und Spe-
zialisierung kommt ebenfalls 
ein großer Stellenwert zu. Denn 
sonst wird die deutsche Polizei 
den Anschluss verlieren. 

 < Die Vorträge zu neuester Verkehrstechnik und ihre Verbindung zu Krimi-
nalfällen zogen die Teilnehmer des Verkehrsforums in ihren Bann.

 < Bundesvorstandsmitglied Bodo Pfalzgraf stand N24 Rede und Antwort 
und referierte im Fachforum über die Herausforderung durch Cyber- 
Kriminalität.

 < Ernst G. Walter, Vorsitzender  
der DPolG Bundespolizeigewerk-
schaft und stellvertretender 
Bundesvorsitzender plädierte in 
seinem Fachvortrag für eine op-
timale Ausstattung der Polizei
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Basisorientiert und immer nahe dran – Rainer 
Wendt besucht die Bundespolizei in Rosenheim
Die Personalversammlung der Bundespolizei
inspektion Rosenheim am 20. Januar 2016 nahm 
der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeige
werkschaft, Rainer Wendt, zum Anlass, sich über 
die Arbeit der Bundespolizei an der deutsch 
österreichischen Grenze zu informieren.

In den persönlichen Gesprä
chen ließ sich Rainer Wendt die 
Erfahrungen der Kolleginnen 
und Kollegen aus der Praxis be
richten. Er sicherte zu, bei den 
Bemühungen um bessere Ar
beitsbedingungen nicht müde 
zu werden. Die stete Überlas
tung der Belegschaft, oben
drein mit vollzugsfremden Auf
gaben, führe zu einer immer 
größer werdenden Demotiva
tion der Mitarbeiter. Er werde 
darum die Forderung nach 
 Einstellung von Tarifbeschäftig
ten, die zu einer schnellen und 
spürbaren Entlastung in vielen 
durch die Massenmigration 
überlasteten Bereichen führen 
würden, in der Politik und auch 
in den Medien weiter vorantrei
ben. Diese Maßnahme würde 
sehr schnell Polizeivollzugsbe
amte freisetzen, die dringend 
für die Erfüllung grenz und 
bahnpolizeilicher Aufgaben 
 gebraucht werden. Aber auch 
Kräfte der Bundesbereitschafts
polizei könnten wieder für ihre 
eigentlichen Einsätze und be
sondere Lagen frei werden.

Denn Straftäter fange man 
nach wie vor auf der Straße 
und nicht bei der Sachbearbei
tung. Der DPolGBundesvorsit
zende sicherte zu, dass sich die 
DPolG weiterhin für die Einfüh
rung von Langzeitarbeitskon
ten einsetzen wird. Denn ein 
Verfall der angefallenen Über
zeit und Mehrarbeit würde 
 einem Diebstahl an den Kolle
ginnen und Kollegen gleich
kommen, so Rainer Wendt. 
Dazu dürfe es keinesfalls 
 kommen.

Diese zentralen Forderungen 
wiederholte er auch am Nach
mittag bei der Personalver
sammlung der Angehörigen 
der Bundespolizeiinspektion 
(BPOLI) Rosenheim im Beisein 
des Präsidenten der Bundes
polizeidirektion München und 
der Inspektionsleitung der 
BPOLI Rosenheim. Eine Beset
zung der 3 000 zusätzlichen 
Stellen innerhalb der Bundes
polizei und der damit verbun
denen steigenden Einstellungs
zahlen führe vor dem Hinter 
grund der Pensionsrate nicht 
einmal mittelfristig zu einer 
spürbaren Entlastung und ei
nem wieder zumindest halb
wegs regulären Arbeitsalltag  
in Rosenheim und bei der ge
samten Bundespolizei. 

Hier muss umgehend eine 
schnelle und pragmatische 
 Lösung her. Neben der Ein
stellung schnell verfügbarer 
Tarifbeschäftigter, kommt  
dem Schutz der Schengen 

Außengrenzen eine beson 
dere Bedeutung zu.

 < Schutz der  
EU-Außengrenzen

Bereits vor über zehn Jahren 
forderte die DPolG vor der Ab
schaffung der Binnengrenzen, 
dass zunächst die Außengren
zen zu sichern seien, eine ge
meinsame europäische Grenz
polizei aufgebaut werden muss 
und an den dann entstehenden 
Binnengrenzen für adäquate 
Ausgleichsmaßnahmen im Rah
men einer Binnengrenzfahn
dung zu sorgen sei. Leider hat 
die Politik zu aller Anfang mit 
dem Wegfall der Binnengren
zen begonnen. Dies führt jetzt 

unweigerlich zu einem starken 
Nachbesserungsbedarf. Auf 
eine humorvolle Art schilderte 
der DPolGChef die politischen 
Nachbesserungsversuche in 
den Wirren Berlins vor dem 
Hintergrund eines schwächeln
den Bundesinnenministers. 
Denn auch hier liegt einiges im 
Argen. Interessiert folgte Rai
ner Wendt den Ausführungen 
und Erklärungen unserer dort 
eingesetzten Kolleginnen und 
Kollegen. Die dort erkannten 
Missstände werde er mit in das 
politische Berlin nehmen, um 
sich dort mit Nachdruck für de
ren Beseitigung einzusetzen.

Rainer Wendt kündigte an, in 
naher Zukunft erneut die BPOLI 
Rosenheim zu besuchen, um die 
interessanten und gewinnbrin
genden Gespräche fortsetzen zu 
können. Denn die Belange der 
Bundespolizei, die durch die 
Massenmigration einer solchen 
Belastung ausgesetzt ist, liegen 
ihm besonders am Herzen. 
Nicht zuletzt, weil wir seinen 
Neffen in naher Zukunft als 
Neuzugang in unserer Behörde 
begrüßen dürfen. Dieser könne, 
trotz der auch von Rainer Wendt 
kritisch gesehenen Herabset
zung der Einstellungsvorausset
zungen, durchaus „geradeaus 
laufen“, meinte Rainer Wendt 
mit einem Augenzwinkern. 

 < Anja DucklaußNitschke, stellvertretende Vorsitzende der DPolG Bundes
polizeigewerkschaft, die freiwillig in der Bearbeitungsstraße Dienst leis
tete, führte Rainer Wendt durch die einzelnen Stationen der Bearbei
tungsstraße.

 < In einer gemeinsamen Runde ließ sich Rainer Wendt durch die Kollegin
nen und Kollegen der Dienstgruppen deren Lage schildern.
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Zum „Migrationseinsatz“ nach Bayern –  
Interview mit der Bundespolizistin Anja Ducklauß-Nitschke

Grenzerfahrungen 
Anja Ducklauß-Nitschke, stellvertretende Bundesvorsitzende der DPolG 
 Bundespolizeigewerkschaft, Polizeihauptmeisterin, seit 1995 bei der 
 Bundespolizei, 37 Jahre alt, zwei Kinder, hat sich freiwillig  entschieden,  
fünf  Wochen einen „Migrationseinsatz“ an der deutsch-österreichischen 
 Grenze in  Rosenheim (Bayern) zu leisten. Über ihre Zeit dort sprach der 
 POLIZEISPIEGEL mit ihr.

Seit Monaten beschäftigt 
Deutschland der Flüchtlings-
zustrom. Kamen im letzten 
Jahr mehr als eine Million 
Menschen in unser Land, rech-
net man in diesem Jahr eben-
falls mit einer anhaltend gro-
ßen Flüchtlingswelle. Die 
Politik sollte alsbald Lösungen 
aufzeigen, wie die hohe Zahl 
reduziert werden kann. Für  
die Polizei, speziell die Bundes-
polizei, bedeuten die ankom-
menden Flüchtlinge: perma-
nente Ausnahmesituation. An 
der Grenze zu Österreich sind 
seit Monaten mehr als 2 000 
Bundespolizisten dauerhaft 
im Einsatz. Sie schieben bun-
desweit mehr als zwei Millio-
nen Überstunden vor sich her. 
Umgerechnet heißt das, wenn 
man 32 000 Vollzugsbeamte 
zugrunde legt: 1,5 Wochen 
keine Grenzsicherung, keine 
Luftsicherheit, keine maritime 
Sicherheit, keine Sicherheit 
des Bahnverkehrs, keine Betei-
ligung an internationalen Poli-
zeimissionen, kein Schutz für 
Objekte des Bundes (Regie-
rung!), keine Unterstützung 
von Großeinsätzen (Fußball-
spiele unter anderem Groß-
veranstaltungen) … das allein 
dürfte für einen Ausnahmezu-
stand hierzulande genügen.

Wie kamst Du auf die Idee 
 einen freiwilligen Dienst an 
der Grenze zu verrichten?

Wir diskutieren ja nun seit 
 geraumer Zeit über die starke 
Belastung der Bundespolizei 
aufgrund des Flüchtlingsan-

sturms. Mit meiner freiwilligen 
Entscheidung, fünf Wochen in 
einen „Migrationseinsatz“ 
nach Rosenheim in Bayern zu 
gehen, wollte ich mir selbst vor 
Ort ein Bild davon machen, wie 
die Bundespolizei Flüchtlinge 
aufnimmt und bearbeitet. Es 
ist etwas anderes, ob man wie 
ein Politiker bei einem Kurzbe-
such eine vorgefertigte Situati-
on gezeigt bekommt oder ob 
man über mehrere Wochen 
 einen ehrlichen Einblick erhält, 
der die Sorgen und Nöte der 
Kolleginnen und Kollegen zu-
tage treten lässt. Im Übrigen 
bin ich der Meinung, dass Per-
sonalräte grundsätzlich in re-
gelmäßigen Abständen Dienst 
vor Ort leisten sollten. 

Wo bist Du in Rosenheim 
 untergekommen? Wie haben 
Dich die Kollegen vor Ort auf-
genommen?

Angekommen in Rosenheim 
erhielten wir zunächst eine 
Info zu den örtlichen Gege-
benheiten, zu Waffenschließ-
fächern. Meine Kollegin Sylvia 
Spann und ich, wir waren in ei-
ner Ferienwohnung unterge-
bracht, die alles vorhielt, was 
man für fünf Wochen braucht, 
um sich heimisch zu fühlen. 
Von den Kolleginnen und Kol-
legen wurde ich sehr freund-
lich a ufgenommen. Interes-
sierte Nachfragen gingen an 
meine Kollegin Sylvia Spann, 
denn sie ist die erste Bundes-

polizeiliche Unterstützungs-
kraft (BUKin), also Tarifbe-
schäftigte, die an der Grenze 
bei der Bearbeitung hilft. 
 Solche Unterstützungskräfte 
haben wir als DPolG schon  
seit Längerem  gefordert.

Wie sah Dein Arbeitsalltag 
aus? 

Während meiner Zeit in 
 Rosenheim habe ich einige 
 Bereiche der sogenannten 
„Bearbeitungsstraße“ durch-
laufen. Zu Beginn des Arbeits-
tages trifft sich die Dienst-
gruppe und bespricht die 

 < Bundespolizistin Anja Ducklauß-
Nitschke

 < Bundesvorsitzender Rainer Wendt informiert sich im Beisein von Anja Ducklauß-Nitschke beim Verantwortlichen 
der  Bereitschaftspolizei in der Sporthalle in Rosenheim, wo die Erstmaßnahmen nach dem Eintreffen der Flücht-
linge stattfinden.
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Einteilung für die jeweiligen 
Stationen. Je nach Bedarf wird 
man für die Durchsuchungen, 
für die Begleitung des Medi-
zinchecks, für die Fast-ID 
 (Abfrage in den Fahndungs-
systemen), für den „Eddi“ (Fin-
gerabdrücke nehmen, Fotos 
anfertigen, äußere Merkmale 
erfassen) oder für die Endbe-
arbeitung (Qualitätssicherung) 
eingeteilt. Aber auch bei Be-
fragungen der Flüchtlinge im 
Beisein eines Dolmetschers 
war ich des  Öfteren zugegen. 
Jeder Bundespolizist versieht 
einen Schichtplan mit 
12,5-Stunden-Diensten. 

Welche negativen und 
 posi tiven Eindrücke nimmst 
Du mit aus dem Einsatz?

Als absolut positiv empfand 
ich die erlebte Zusammenar-
beit mit den Kolleginnen und 
Kollegen. Seien es die abgeord-
neten Kollegen in der Bearbei-
tungsstraße, die Kollegen der 
Bereitschaftspolizeiabteilun-
gen und auch die Kollegen vom 
Zoll. Letztlich funktioniert alles 
auch nur wegen dieser guten 
Zusammenarbeit.

Denn Probleme gibt es genü-
gend. Ein Beispiel: Wir versa-
hen unseren Dienst auch am 
6. Januar. Für uns aus dem Ber-
liner Bereich ein Tag wie jeder 
andere. Doch in Bayern ist Fei-
ertag. Nun arbeitet man zu-
sammen mit Kollegen aus der 
Bundes polizeiabteilung Blum-
berg und stellt schnell fest, 
dass wir zwar am gleichen Ort 
sind, dieselbe Tätigkeit aus-
üben, jedoch Abgeordnete die 
Anrechnung des Feiertags in 
jeglicher Hinsicht erhalten, die 
Kollegen der Blumberger Abtei-
lung jedoch ins Leere schauen. 
So etwas darf es nicht geben 
und es ist auch niemandem 
vermittelbar.

Ein weitere Sache, die auffiel: 
Die hohe Rate von erkrankten 
Migranten. Krätze, Läuse, Ma-
gen-Darm, Husten, Schnupfen, 
Lungenentzündung oder offe-
ne TBC sind Krankheiten, die 
offensichtlich waren. Meine 

erste Frage war deshalb: Wie 
wird mit Gefährdungsanzeigen 
umgegangen? Wird der Dienst-
herr mit seiner Fürsorgepflicht 
diese automatisch für jede ein-
gesetzte Kraft verfassen?

Leider nicht. Das war wohl zu 
einfach gedacht. Hier steht 
und fällt es offensichtlich mit 
den Verantwortlichen. Es gibt 
Führungskräfte, die diese auto-
matisch für „ihre Mannschaft“ 
ausfüllen, und leider gibt es 
auch welche, die sagen, nur 
wenn etwas auffällig ist.

Meine Frage: Warum sollte  
es dann Gefährdungsanzeige 
heißen? Wenn ich definitiv 
weiß, dass es etwas Schlimmes 
ist, kann ich auch gleich zum 
Arzt gehen.

Für alle Bereiche bleiben im 
Übrigen die hohen Zahlen von 
Mehrstunden. Vom Präsidium 
wird angeregt, man könne sich 
diese anteilig auszahlen lassen. 
Über das, was am Ende nach 
Steuern bleibt, spricht jedoch 
niemand. Ein von der DPolG 
geforderter adäquater Stun-
densatz in Höhe von 35 Euro 
wird nicht einmal angedacht 
und auch nicht die Möglichkeit 
der Nutzung von Langzeitar-
beitszeitkonten.

Wie lautet Deine Einschätzung: 
Wird die Polizei auf Dauer die-
se besondere Herausforderung 
leisten können?

Ich glaube, wenn es eine 
 dauerhafte Herausforderung 
bleiben sollte, muss sich sehr 
vieles ändern. Neben dem feh-
lenden Personal, vermissen die 
Kollegen auch ein Ziel, eine 
Klarstellung darüber, wie es 

weitergehen soll. Nicht wenige 
Polizisten fühlen sich von den 
Politikern im Stich gelassen. 
Mal gelten Gesetze, mal nicht. 
Vieles, was plakativ nach au-
ßen verkündet wird, „Wir füh-
ren Grenzkontrollen ein“, kann 
so konkret gar nicht geleistet 
werden. Es darf aber meiner 
Meinung nach nicht sein, dass 
ein Satz gilt, den ich in meiner 
Zeit in Rosenheim häufig ge-
hört habe: „Es passt schon.“ 
Damit wird der Willkür Tür  
und Tor geöffnet.

Und leisten lässt sich solch ein 
Einsatz auf längere Sicht nur, 
wenn die Einsatzbedingungen 
grundlegend verbessert wer-
den. Nehmen wir zum Beispiel 
unsere Bereitschaftspolizei: 
Die ist im wöchentlichen 
Wechsel in Bayern eingesetzt 
und mittlerweile auch wieder 
mit zusätzlichen anderen Ein-
sätzen beschäftigt. Da diese 

 < Sylvia Spann, die erste Bundespolizeiliche Unterstützungskraft (BUKin), 
sagte am Ende ihres Einsatzes: „Schön, dass ich endlich mal die große 
Bundespolizei kennenlernen durfte, ohne Kartoffeln schälen zu müssen.“
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DPolG-Frauen- und -Gleichstellungsbeauftragte trafen sich in Königswinter

Frauenpolitik – Wo stehen wir auf dem 
Weg in eine moderne Gesellschaft?
Um diese Frage zu erörtern, tra-
fen sich die DPolG-Bundesfrau-
en- und -Gleichstellungs beauf-
tragten vom 14. bis 16. Februar 
in Königswinter. Die Schwer-
punkte Elterngeld Plus, Famili-
enpflegezeit, Ent lastungsbei-
trag für Alleiner ziehende, die 
Steigerung des Kinderzuschla-
ges für Geringverdiener, die 
 Anhebung des steuerlichen 
Kinderfreibe trages, die Lohn-
gerech tigkeit und vieles mehr 
lieferten den Einstieg und die 
Betrachtung in die gewerk-
schaftliche Diskussion. Die Se-
minarteilnehmer analysierten 
sowohl die Gleichstellungspoli-
tik innerhalb der DPolG und die 
Anteile von Frauen in Wahläm-
tern von  Personalräten, Frauen- 
und Schwerbehindertenvertre-
tungen in den Polizeien der 
Länder und des Bundes als  
auch in den Führungspositio-
nen der Landes- und Fachver-
bände. 

Das Ergebnis der Analyse ver-
deutlichte, dass aktive Frauen-
förderung und -unterstützung 
notwendig ist, um hier signi-
fikante Änderungen zu errei-
chen. Die Teilnehmerinnen  

und Teilnehmer des Seminars 
haben deshalb klare Ziele mit 
Zwischen etappen und Aufträ-
gen erarbeitet. Das erfordert 
einerseits das Engagement und 
die deutliche Präsenz der Frau-
en- und Gleichstellungsbeauf-
tragten in allen Bereichen und 
andererseits auch neue Heran-
gehensweisen. 

Die Bundesfrauenvertretung 
der DPolG wird künftig alle 
zwei Jahre eine Fachtagung 
durchführen, um Problemfelder 

sichtbar zu machen und Lösun-
gen aufzuzeigen. Neu wird auch 
sein, dass sich die Verantwortli-
chen für das Bundesgebiet ab 
sofort zweimal jährlich treffen. 
In der ersten Jahreshälfte zu ei-
nem Seminar, das insbesondere 
aktuelle Gewerkschaftsthemen 
für die Frauenarbeit beinhalten 
wird, in der zweiten Jahreshälf-
te findet die Bundesfrauenkon-
ferenz in einem der 16 Bundes-
länder statt. So wird der Fokus 
auch auf jedes Bundesland ein-
mal gerichtet. Damit soll ein 

„buntes Bild“ der vielfältigen 
Polizeiarbeit gezeigt werden. 
Ein Bestandteil dessen: Jede/r 
soll künftig in vielen Arbeits- 
und Gewerkschaftssituationen 
Fotos fertigen, um somit öf-
fentlichkeitswirksam die Arbeit 
der DPolG in diesem Bereich zu 
dokumentieren. 

Die nächste Bundesfrauenkon-
ferenz findet vom 25. bis 27. 
September in Hamburg statt. 
Näheres wird zeitnah bekannt 
gegeben. 

sich im Einsatz und nicht im 
Abordnungsverhältnis befin-
den, erhalten sie keine pau-
schalen Zahlungen und auch 
keine Anrechnung der Feierta-
ge in Bayern. Die Überstunden 
häufen sich, abbauen wird je-
doch nicht funktionieren. Was 
ist mit ihren Familien? Famili-
enheimfahrten gibt es nicht im 
Einsatz! Wann ist Schluss mit 
dem Einsatz? All diese Fragen 
stellen sich die Kollegen! Die 
Auswirkungen auf unsere Kol-
leginnen und Kollegen sowie 
ihre Familien sind derzeit noch 
gar nicht absehbar. Wird man 

krank? Sagt die Familie irgend-
wann: „So nicht!“?

Was müsste Deiner Meinung 
nach verbessert werden in 
 Bezug auf die Bearbeitung  
von Flüchtlingen?

Es müsste viel stärker darauf 
geschaut werden, wer da zu 
uns ins Land kommt. Gründe, 
welche eine Einreise zulassen, 
sind einfach per WhatsApp, So-
cial Network austauschbar. 
Dies merkt man spätestens bei 
der vermehrten Ähnlichkeit 
von Antworten, und das macht 

das Herausfiltern derjenigen, 
die wirklich Hilfe brauchen, 
beinahe unmöglich. Und so 
läuft es am Ende getreu dem 
Motto: „In dubio pro reo“ – Im 
Zweifel für den Angeklagten. 

Auch sollten mehr Kollegen 
vom Kriminaltechnischen 
Dienst eingesetzt werden. 
 Allein die Frage, welche Pässe, 
die uns vorgelegt werden, sind 
Originale, Fälschungen oder 
vielleicht Blanko-Ausstellun-
gen. Solches zu erkennen, ist 
für ungeübte Kollegen nicht 
immer einfach.  

 < Die DPolG-Frauen- und -Gleichstellungsbeauftragten mit Bundesvorsitzendem Rainer Wendt in Königswinter.
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Durchsuchungsmaßnahmen – 
hier Auflistung von Effekten
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Binnenarbeitsmarkt:

Einstellung von Soldatinnen und Soldaten 
auf Zeit (SaZ) in den Polizeivollzugsdienst
Möglichkeiten und Voraus setzungen der Beschäftigung ehemaliger Sol
datinnen und Soldaten auf Zeit (SaZ) im Polizeivollzugsdienst des Bundes 
und der Länder waren Gegenstand eines Informationsgesprächs mit dem 
Deutschen Bundeswehrverband (DBwV) am 4. Februar 2016 in Berlin.

Eine Anschlussverwendung  
im öffentlichen Dienst ist für 
SaZ eine wichtige Option. Das 
Dienstrecht sieht hierzu be
reits viele Regelungen vor, zum 
Beispiel Vorschriften zum Stel
lenvorbehalt, zur Berücksichti
gungsfähigkeit von erworbe
nen berufsbefähigenden 
Qualifikationen und Zeiten 
 beruflicher Tätigkeit sowie  
zur Möglichkeit des Bezugs 
 einer „besitzstandswahren 
den Zulage“ zwischen letztem 
Soldatengehalt und neuer Be
amtenbesoldung.

Die Frage einer verstärkten 
Anschlussverwendung für  
SaZ bei der Bundespolizei  
wird derzeit intensiv geprüft. 
In Zusammenarbeit mit den 

zuständigen Stellen der 
 Bundeswehr analysiert die 
Bundespolizei die Qualifika
tionsprofile der SaZ in ihren 
spezifischen Verwendungen 
und erarbeitet auf dieser 
Grundlage Vorschläge für eine 
auf diese Zielgruppe ausge
richtete Aus und Fortbil
dungskonzeption. Allerdings 
legt das Bundesministerium 
des Innern Wert auf die Fest
stellung, dass eine möglicher
weise verkürzte Ausbildung 
nicht zulasten der Qualität der 
Ausbildung gehen darf, da es 
am Ende weder der Bundes
polizei noch den vormaligen 
SaZ nütze, wenn Letztere ih
ren Dienst bei der Bundespoli
zei beginnen, ohne umfassend 
darauf vorbereitet zu sein.

Im Bereich der Landespolizeien 
hat Brandenburg eine „Vorrei
terrolle“ übernommen. Das 
 Innenministerium ist von den 
wechselseitigen Vorzügen 
überzeugt: Zum 1. September 
2015 konnten die ersten 25 
Feldjäger der Bundeswehr di
rekt im Polizeipräsidium des 
Landes Brandenburg einge
stellt und zu Polizeimeistern  
im Beamtenverhältnis auf 
 Probe ernannt werden.

 < Zusätzliche Perspektive 
für Soldaten

Dabei stellt die Gewinnung 
ehemaliger Soldaten des 
 Feldjägerdienstes als Nach
wuchskräfte für den Polizei
vollzugsdienst eine beidseitig 

vorteilhafte Möglichkeit der 
Personalförderung dar: Die seit 
2010 durchgeführte Reform 
der Bundeswehr ist von einer 
deutlichen Reduzierung des 
Streitkräfteumfangs gekenn
zeichnet. Vor diesem Hinter
grund erhalten ehemalige SaZ 
nun eine gesicherte berufliche 
Perspektive mit der Option, 
sich auch regional und sozial 
langfristig zu binden. Die Bun
deswehr kann im Rahmen der 
Nachwuchsgewinnung zu
gleich eine weitere berufliche 
Perspektive nach Beendigung 
der soldatischen Dienstzeit 
aufzeigen. Die Landespolizei 
erhält wiederum polizeierfah
rene Nachwuchskräfte, die ins
besondere für den polizeilichen 
Streifendienst dringend benö
tigt werden.

Die Ausbildungs und Tätig
keitsinhalte von Soldaten des 
Feldjägerdienstes in der Lauf
bahn des Feldwebels sind 
grundsätzlich vergleichbar mit 
denen von Beamten des mitt
leren Polizeivollzugsdienstes. 
Dies hat sich bei einem Ab
gleich der jeweiligen Ausbil
dungsvorgaben und auch vor 
Ort bei Besuchen an der Schule 
für Feldjäger und Stabsdienst 
der Bundeswehr in Hannover 
gezeigt. Die Absicherung öf
fentlicher Veranstaltungen,  
der Streifendienst, die Über
wachung des Straßenverkehrs 
als auch die Ermittlungsarbeit 
bilden wesentliche Aufgaben
schwerpunkte beider Berufs
zweige.

Grundlage für die Einstellung 
der Soldaten des Feldjäger
dienstes in den mittleren Poli
zeivollzugsdienst bildet neben 
einer Anpassung der Laufbahn
verordnung der Polizei ein 
durch die Fachhochschule der 
Polizei des Landes Brandenburg 

 < Bundesvorsitzender Rainer Wendt und Bundesgeschäftsführer SvenErik Wecker im Gespräch mit dem Zweiten 
stellvertretenden DBwVBundesvorsitzenden Andreas Steinmetz und dem stellvertretenden Abteilungsleiter 
Frank Weniger
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Gemeinsames Positionspapier des dbb und des DBwV  
zum Binnenarbeitsmarkt Bundeswehr
Der dbb und der DBwV stehen zu der 
Verantwortung, Soldatinnen und Solda-
ten auf Zeit (SaZ) nach Ablauf der Dienst-
zeit angemessene Perspektiven für das 
weitere Berufsleben aufzuzeigen. Eine 
wichtige Option ist das Angebot, nach 
Beendigung der Dienstzeit im Beamten-
verhältnis in der Bundeswehrverwaltung 
bleiben zu können, aber auch darüber 
 hinaus in die öffentliche Verwaltung zu 
wechseln. Ehemalige SaZ sind zum ge-
genseitigen Nutzen in den gesamten öf-
fentlichen Dienst zu übernehmen, soweit 

Qualifikation und Bedarf es zulassen. 
 Einzelne zu regelnde Punkte sind:

 > Die SaZ legen grundsätzlich eine 
 Laufbahnprüfung nach der Bundes-
laufbahnverordnung (BLV) ab. Anglei-
chungsbedarf zwischen der Solda ten- 
und der Bundeslaufbahnverordnung  
ist zu identifizieren und so weit wie 
möglich zu decken.

 > Die Instrumente der BLV, inhaltlich ge-
eignete, gleichwertige Qualifikationen 
und berufliche Erfahrungen, die als Sol-

daten erworben wurden, anzuerken-
nen, sind zu nutzen. Auch Zeiten des 
Vorbereitungsdienstes sowie der be-
amtenrechtlichen Probezeit können  
in geeigneten Fällen verkürzt werden.

 > Die Übernahme in das Beamtenver-
hältnis erfolgt grundsätzlich im Ein-
gangsamt oder im ersten Beförde-
rungsamt. Um diese Übernahme 
attraktiv zu gestalten, ist den ehema-
ligen SaZ in einem höheren Dienst-
grad eine besitzstandswahrende 
 Zulage zu zahlen.

entwickeltes 18-monatiges Pro-
gramm mit theoretischen und 
praktischen Bestandteilen zur 
Vermittlung der fachpolizeili-
chen Kompetenzen. Es baut auf 
den Inhalten der Feldjägeraus-

bildung und den im militärpoli-
zeilichen Dienst erworbenen 
Erfahrungen der bisherigen Sol-
daten auf. Diese werden aktua-
lisiert und durch polizeispezifi-
sche Inhalte ergänzt.

Nach erfolgreichem Abschluss 
und Absolvierung der lauf-
bahnrechtlichen Probezeit  
von drei Jahren sollen die 
 früheren Soldaten regulär zu 
Landesbeamten auf Lebens- 

zeit ernannt werden. Aufgrund 
des erfolgreichen Starts des 
Projektes wird es im Jahr 2016 
mit der Einstellung von weite-
ren Feldjägerfeldwebeln fort-
geführt. 

Stand 2/2016

+ 50 Euro extra für
unsere Mitglieder.

Unzählige weitere Vorteile in allen
Lebenslagen für unsere Mitglieder!

Ökologische Geldanlage bei unserem Partner:

Ab 4% solide Zinsen jährlich!
Investieren Sie in die Umwelt.

unsere Mitglieder.unsere Mitglieder.

Unzählige weitere Vorteile in allen Unzählige weitere Vorteile in allen 

Jetzt BSW-Mitglied werden!
Tel. 0800 279 255 82 (gebührenfrei)

www.bsw.de/info
Öffnungszeiten: Mo –Fr 8 –19 Uhr

Der Vorteil für den Öffentlichen Dienst gegr.
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Einkommensrunde 2016 – Forderung steht!
Am 18. Februar 2016 hat der dbb 
in Berlin in einer gemeinsamen 
Sitzung von Bundestarifkom-
mission, Bundesvorstand und 
Grundsatzkommission für Be-
soldung seine Forderungen für 
die Einkommensrunde 2016 
mit Bund und Kommunen be-
schlossen. Nach Auswertung 
der wirtschaftlichen Rahmen-
daten und einer Standortbe-
stimmung des öffentlichen 
Dienstes, insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass nahezu alle 
Bereiche des öffentlichen Diens-
tes von den aktuellen Integra-
tionsaufgaben betroffen sind, 
fordert der dbb ein spürbares 
Plus der Entgelte von sechs Pro-
zent. Die konjunkturelle Lage 
in Deutschland ist solide und 
durch stetiges Wachstum ge-
kennzeichnet, die Staatskassen 
sind gefüllt. Die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes ha-
ben Anspruch auf Teilhabe an 
der wirtschaftlichen Entwick-
lung. Das beinhaltet auch die 
wirkungsgleiche Übertragung 
der linearen Komponente auf 
den Beamtenbereich.

Einig war sich das Gremium 
 darüber hinaus auch darin, 
dass die Bereiche Jugend, Aus-
bildung und Nachwuchsgewin-

nung einen besonderen Stellen-
wert bei den Tarifverhandlun - 
gen mit den Arbeitgebern von 
Bund und Kommunen finden 
müssen. Weitere wichtige As-
pekte der Forderungen sind der 
Ausschluss sachgrundloser Be-
fristung von Arbeitsverhältnis-
sen sowie die Einführung einer 
Entgeltordnung im kommuna-
len Bereich. 

(Die Forderungen im Einzel -
nen sind auf den folgenden 
dbb Seiten nachlesbar.)

 < Reaktion des BMI

Mit einer Pressemitteilung 
 reagierte Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière auf die 
Forderungen und erklärte, dass 
das Anliegen der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im öffent-
lichen Dienst nach angemesse-
ner Lohnerhöhung berechtigt 
sei und es dazu keiner Ver-
handlungsrituale und keiner 
Streiks bedürfe. 

Die erhobenen Forderungen 
der Gewerkschaften seien aber 
im Vergleich zu anderen Bran-
chen unerwartet hoch. Für den 
Bund bedeuteten sie ein Kos-
tenvolumen von insgesamt 

rund 1,7 Milliarden Euro pro 
Jahr. Das sei von einem akzep-
tablen Ergebnis weit entfernt. 
Tarifabschlüsse mit Augenmaß 
blieben das Gebot der Stunde. 
De Maizière möchte sich für 
einen zügigen und fairen Ab-
schluss bei den Tarifverhand-
lungen einsetzen.

 < Reaktion VKA

Die Vereinigung der kommuna-
len Arbeitgeberverbände (VKA) 
wies die Forderungen der Ge-
werkschaften zur Einkommens-
runde 2016 zurück und bezeich-
nete sie als überproportionale 
Tarifsteigerungen. Der Präsi-
dent der VKA, Dr. Thomas Böh-
le, äußerte, dass die Forderun-
gen für die kommunalen 
Arbeitgeber angesichts ange-
spannter Haushalte mit be-
grenzten finanziellen Spielräu-
men nicht darstellbar seien.

Die kommunalen Arbeitgeber 
werden in die Tarifrunde mit 
eigenen zentralen Forderungen 
starten. Sie beabsichtigen die 
Stellschrauben der betriebli-
chen Altersversorgung im 
 öffentlichen Dienst neu zu jus-
tieren, Damit sind auch Leis-
tungseinschnitte nicht auszu-

schließen. Die Tarifverträge 
über die Altersvorsorge der 
 Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes sind nach Auffassung 
der VKA durch die gestiegene 
Lebenserwartung und die an-
haltende Niedrigzinsphase 
überholt.

Die Einführung einer Entgelt-
ordnung für den Bereich der VKA 
befindet sich nach Auffassung 
des VKA-Hauptgeschäftsfüh-
rers Manfred Hoffmann in der 
entscheidenden Phase und soll 
im Rahmen der Tarifrunde ab-
geschlossen werden. Die bishe-
rigen Regelungen bedürfen 
 einer Modernisierung, zum Bei-
spiel bezüglich neuer Qualifika-
tionen und Neubewertung ein-
zelner Tätigkeiten. In der Tarif- 
runde müssen nach Meinung 
von Manfred Hoffmann ange-
messene Kompensationen ge-
klärt und umgesetzt werden. 

Die Einkommensrunde 2016 
beginnt am 21. März in Pots-
dam und soll bis Ende April 
dauern. Betroffen von den 
 Verhandlungen sind rund 
2,14 Millionen Beschäftigte  
in den Kommunen und rund 
165 000 Beschäftigte im  
Dienst des Bundes.  

 < Die Tarifvertreter der DPolG (2. Reihe)  < Die Führungsspitze der DPolG
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 < Die Tarifkommission der Bundespolizeigewerkschaft mit dem Zweiten Vorsitzenden des dbb, Willi Russ (Mitte), und den DPolG-Sitzungsteilnehmern.
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Die DPolG-Bundesseniorenvertretung empfiehlt: 

Ratgeber Erbrecht 
1. Auflage vergriffen, 2. Auflage abrufbar

Knapp drei Monate nach 
 seinem Erscheinen war die 
1. Auflage des von der dbb 
bundes seniorenvertretung 
herausgegebenen Ratgebers 
„Erbrecht“ vergriffen. Dies 
und die durchweg positiven 
Reaktionen zeigen, dass mit 
diesem Ratgeber ein für die 
Seniorinnen und Senioren 
 im dbb wichtiges Thema 
 anschaulich und nachvoll-
ziehbar behandelt wird.  
Der Ratgeber, der Ausfüh-
rungen unter anderem zur 
gesetzlichen Erbfolge, zum 
Pflichtteil, zur Erstellung 

 eines Testaments, zu Erb-
verzicht und  Ausschlagung 
sowie zur Erbschaftsteuer 
enthält, erfüllt offensichtlich 
das Ziel, einen Überblick in 
Fragen des Erbrechts zu ver-
mitteln.

Die 2. Auflage liegt inzwi-
schen vor und kann bei der 
Geschäftsstelle der dbb 
 bundesseniorenvertretung 
(senioren@dbb.de) von 
 Seniorenvertretungen der 
Landesbünde und bei den 
DPolG-Landesverbänden 
 kostenlos bestellt werden.

EMW Exhibition & Media Wehrstedt GmbH
Hagenbreite 9 · 06463 Falkenstein/Harz, OT Ermsleben
E-Mail: info@gpec.de · Internet: www.gpec.de

GPEC General Police Equipment Exhibition & Conference®

9. Internationale Fachmesse & Konferenz für Polizei- und Spezialausrüstung
7. - 9. Juni 2016, Leipzig

Schirmherr: Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des Innern, MdB

GPEC® ist Europas größte geschlossene Spezialfachmesse für Polizei- und Spezialausrüstung – Zutritt nur für
Behördenvertreter. Auf der GPEC® 2014 informierten sich mehr als 6.000 Fachbesucher aus 62 Staaten bei 503
Ausstellern aus 28 Staaten. GPEC® ist die repräsentativste Gesamtschau relevanter Produkte der inneren Sicherheit für
alle Ausrüstungsbereiche:

In dieser fachlichen Ausrichtung und Dimension ist die GPEC® die einzige Fachveranstaltung in Deutschland unter Schirmherrschaft durch
den Bundesinnenminister. Spezielle Fachtagungen, Seminare und dienstliche Arbeitsgruppentreffen runden die GPEC® als Branchen- und
Anwendermeeting ab.

■ Informations- und Kommunikationswesen
■ Cybersicherheit und Datenschutz
■ Bekleidung und persönliche Ausrüstung

■ Fahrzeug- und Verkehrswesen
■ Kriminal- und Labortechnik
■ Waffen und Geräte

13. OFFIZIELLER LEITSTELLENKONGRESS
Offizielle

r Teil der
2016

www.GPEC.de www.Police-Exhibition.eu
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Kriminalisten-Standardwerk jetzt zu 
Sonderkonditionen für unsere Mitglieder 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft konnte für  
ihre Mitglieder Sonderkonditionen für das als 
 Loseblattwerk bekannte „Kriminalisten-Fachbuch 
– Kriminalistische Kompetenz“ aus dem Verlag 
Schmidt-Römhild aushandeln, das nun als Inter-
netanwendung und für die Smartphone-Nutzung 
zur Verfügung steht. 

Das Kriminalisten-Fachbuch 
wurde von 49 äußerst versier-
ten Experten der Kriminalwis-
senschaften und Kriminalistik 
aus der Praxis für Kriminalbe-
amte im aktiven Dienst und in 
der Ausbildung erstellt. 

Das Werk verbindet Strafrecht, 
Strafprozessrecht mit praxisbe-
zogener Kenntnis aus der Kri-
minalistik, Kriminaltechnik und 
Kriminologie und ist seit vielen 
Jahren auf zahlreichen Dienst-
stellen als umfangreiches und 
aktuelles Standardwerk zur 
 Kriminalitätsbekämpfung be-
kannt und eingeführt. Das KFB 
ist auf dem neuesten Stand 
und wird laufend aktualisiert.

Zehn Jahre lang ist das Krimina-
listen-Fachbuch als Loseblatt-
sammlung erschienen und liegt 
nun ausschließlich in einer mo-
dernen Version für den mobilen 
Einsatz und für den Internet-
gebrauch vor. Auf derzeit 3 516 
Seiten enthält das Werk aktuel-
les Fachwissen zur Kriminalistik, 
naturwissenschaftlichen Krimi-

nalistik, zu verdeckten Ermitt-
lungsmaßnahmen, der Krimi-
nologie, Rechtsmedizin und 
deliktsbezogenen Sachbearbei-
tung sowie viele weitere allge-
meine Informationen. 

In Ausbildung, Fortbildung, für 
Studierende, aber auch für den 
täglichen Gebrauch ist es uni-
versell einsetzbar. Das Arbeiten 
mit dem KFB am PC/Mac ist ef-
fizient und zeitsparend. Es bie-
tet dem User schnelle High-
Performance-Suche, die sich 
auf Google und Wikipedia aus-
weiten lässt sowie zahlreiche 
Darstellungs-, Blätter-, Zoom-
optionen und verschiedene 
Bearbeitungsmöglich keiten 
wie Text-, Bild- und Sprachan-
merkungen, die man auch mit 
anderen teilen kann. Das KFB 
gibt es als App für IOS- oder 
Android-Geräte (Smartphone, 
Tablet) und  außerdem auch für 
den PC. Alle Anmerkungen, die 
man bereits dem Werk hinzu-
gefügt hat, lassen sich zwi-
schen den verschiedenen An-
wendungen synchronisieren.

Der Deutschen Polizeigewerk-
schaft gelang es, mit dem Verlag 
Sonderkonditionen für den Be-
zug zu vereinbaren. Beträgt der 
Normalpreis in den App-Stores 
59,90 Euro, können Gewerk-
schaftsmitglieder der DPolG das 
Werk zum Preis von 37,80 Euro 
bestellen. Auch ein vergünstig-
tes Abonnement wird angebo-
ten. Hier kostet das Werk ab 
dem zweiten Jahr nur noch 
19,90 Euro (sonst 24,99 Euro). 

Bestellungen nimmt entgegen: 
DPolG Markt Verlag und 

 Sozialwerk GmbH, 
Seelower Str. 7, 10439 Berlin, 
Tel.: 030.44714327,  
Fax: 030.44714320,  
E-Mail:  
dpolg-verlag@dpolg-bpolg.de.

Ausführliche Informationen 
findet man auf der Webseite 
www.kfb-dpolg.de (dort 
 halten wir für unsere Mit-
glieder einen Bestellvor- 
druck zum Download bereit) 
und Lese proben unter:  
www.silkcodeapps.de/ 
desktop/schmidt. 

D
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„Alleingang“: Spannung bis zum Schluss
Ein geplanter Terroranschlag, 
eher zufällig entdeckt und 
dann erfolgreich abgewehrt, 
internationale Zusammenar-
beit der Sicherheitsbehörden 
und Politiker im Dauerstress – 
das sind die Zutaten zu einem 
packenden Thriller, die Jan 
 Krüger geschickt und nachvoll-

ziehbar miteinander verbindet. 
Schnell findet sich der Leser 
mitten im Geschehen und wird 
 gepackt von den sich überschla-
genden Ereignissen. Verantwor-
tungsdruck und Entscheidungs-
nöte der Sicher heits behörden 
und Politiker, realitätsnah und 
aktuell in die heutige Zeit pas-

send. Man spürt die sorgfältige 
Recherche des Autors, der mit 
seinem Erstlingswerk beein-
druckt und Hunger auf mehr 
macht. 

Jan Krüger: Alleingang. Thriller,  
Scheyring Verlag, Neuss 2014,  
ISBN 978-3-944977-24-9 
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Bild- und Tonaufnahmen sowie Übersichts-
bildübertragungen bei öffentlichen 
Versammlungen unter freiem Himmel  
und bei Aufzügen nach § 20 SächsVersG
Von POR Hartwig Elzermann, Hochschule der Sächsischen Polizei (FH), 
 Rothenburg/Oberlausitz

 < Hartwig Elzermann

Dozent für öffentliches Recht mit den Schwerpunkten Polizei-  
und Verwaltungsrecht sowie Versammlungsrecht im Fachbereich 
„Recht/Sozialwissenschaften/Sprachen“ an der Hochschule der 
Sächsischen Polizei (FH) in Rothenburg/Oberlausitz

Tätigkeiten:
 > 1977 bis 1980 Studium an der Offiziershochschule des MdI  
„Artur Becker“ in Dresden
 > 1980 bis 1990 verschiedene Verwendungen bei der 
 Bereitschaftspolizei
 > 1990 bis 1995 Lehrer an der LPS in Bautzen
 > 1995 bis 1997 Studium für die Laufbahngruppe 2.2
 > 1997 bis 2001 Fachgruppenleiter an der LPS
 > 2001 bis 2003 Leiter Sachbereich PVD drei in der PD Pirna
 > 2003 bis 2008 Dozent an der PolFH
 > 2009 bis 2010 Referent für Aus- und Fortbildung im SMI
 > seit 2011 Dozent an der PolFH
 > Mitautor eines Kommentars zum Polizeigesetz der Freistaates 
Sachsen, 5. überarb. Aufl. 2014
 > Mitautor des Kompendiums „Polizeirecht für Sachsen“ Fälle  
und Lösungen, 4. Aufl. 2014
 > Autor der Erläuterungen zum SächsPolG im Polizei-Fach- 
Handbuch, Ausgabe Sachsen
 > Autor der Erläuterungen zum SächsVersG im Polizei-Fach- 
Handbuch, Ausgabe Sachsen
 > Mitautor des Lehrbriefes „Polizeirecht/Gewerberecht“,  
5. Aufl. 2015

Bildaufnahmen und Über-
sichtsbildübertragungen gehö-
ren zum Standard polizeilicher 
Maßnahmen bei Versammlun-
gen, insbesondere bei Aufzü-
gen zu politischen Themen. In 
der Praxis der Verwaltungsge-
richte spielt das Thema eher 
selten eine Rolle. Der Autor 
stellt die entsprechenden Re-
gelungen des SächsVersG für 
öffentliche Versammlungen 
unter freiem Himmel und Auf-
züge im Freistaat Sachsen dar.

1.  Entwicklung des 
 SächsVersG

Bis zum 31. August 2006 ge-
hörte das Versammlungsrecht 
zur konkurrierenden Gesetz-
gebungs kompetenz gemäß 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 3 GG a.F. und 
es galt in allen Bundesländern 
das mehrfach novellierte „Ge-
setz über Versammlungen und 
Aufzüge“ (VersG) des Bundes 
aus dem Jahr 1953, da der Bund 
von seiner Gesetzgebungskom-
petenz Gebrauch gemacht 
 hatte. Mit der sogenannten 
Föderalismus reform I1 ist die 
Gesetz gebungszuständigkeit 
für das Versammlungsrecht 
zum 1. Sep tember 2006 auf die 
 Bundesländer übergegangen. 
Gemäß Art. 125 a Abs. 1 Satz 1 
GG gilt in solchen Fällen das 
Bun desrecht weiter, soweit es 
nicht durch Landesrecht ersetzt 
wird. Dies ist in den meisten 
Bundes ländern (noch) der Fall.

1 BGBl. I Seite 2034.

Mit dem Gesetz vom 20. Januar 
2010 hat der Gesetzgeber im 
Freistaat Sachsen das erste 
„Gesetz über Versammlungen 
und Aufzüge im Freistaat Sach-
sen“ (SächsVersG)2 erlassen. 
Mit Urteil vom 19. April 2011 
hat der SächsVerfGH3 dieses 
Gesetz aus Gründen seiner for-
malen Verfassungswidrigkeit 
mit Art. 70 Abs. 1 SächsVerf für 
unvereinbar und damit nichtig 
erklärt.4 Mit Gesetz vom 25. Ja-
nuar 2012 hat der sächsische 

2 SächsGVBl. Seite 2.
3 SächsVerfGH, VR 2011, 315.
4 Vgl. zum Beispiel Elzermann, Aktuelle Ent-

wicklungen des Versammlungsrechts 
2010/2011, POLIZEISPIEGEL Dezember 
2011, Landesteil Sachsen, 3. 

Gesetzgeber das zweite, nun 
geltende, „Gesetz über Ver-
sammlungen und Aufzüge im 
Freistaat Sachsen“5 erlassen. 
Gleichzeitig wurden Änderun-
gen im SächsPolG vorgenom-
men und die Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeri-
ums des Innern über Zustän-
digkeiten nach dem Versamm-
lungsgesetz aufge hoben. 
Durch das 1. ÄndG vom 17. De-
zember 2013 (Gesetz zur Ände-
rung des Polizeigesetzes des 
Freistaates Sachsen, zur Ände-
rung des Sächsischen Verfas-
sungsschutzgesetzes und zur 

5 SächsGVBl. Seite 54.
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Änderung des Sächsischen Ver-
sammlungsgesetzes sowie zur 
Änderung weiterer Gesetze) 
wurden die §§ 12 und 20 Sächs-
VersG novelliert.6

Weitere eigene Versammlungs-
gesetze haben der Freistaat 
Bayern (BayVersG)7, das Land 
Niedersachsen (NVersG)8, das 
Land Sachsen-Anhalt (Ver-
sammlG LSA)9 und das Land 
Schleswig-Holstein (VersFG 
SH)10 erlassen. Verfassungs-
rechtlich zumindest bedenk-
liche (Teil-)Versammlungsge-
setze haben die Länder Berlin 
(Gesetz über Aufnahmen und 
Auf zeichnungen von Bild und 
Ton bei Versammlungen unter 
freiem Himmel und Aufzü gen)11 
und Brandenburg (Gesetz über 
Versammlungen und Aufzüge 
an und auf Gräberstät ten)12 er-
lassen.13 Der BerlVerfGH hat 
inzwischen mit Urteil vom 
11. April 2014 das „Gesetz über 
Aufnahmen und Aufzeichnun-
gen von Bild und Ton bei Ver-
sammlungen unter freiem 
Himmel und Aufzü gen“ mit der 
Verfassung von Berlin verein-
bar erklärt, da eine Teilerset-
zung eines Bundesgeset zes 
durch Landesrecht für abgrenz-
bare Teilbereiche zulässig ist.14

2.  Bild- und Tonaufnahmen 
(§ 20 Abs. 1 SächsVersG)

§ 20 SächsVersG wurde durch 
das 1. ÄndG vollkommen neu 
gefasst und gilt nur für öffentli-
che Versammlungen unter frei-

6 SächsGVBl. Seite 890.
7 Vom 22. Juli 2008 (GVBl. Seite 421), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 23. November 
2015 (GVBl. Seite 410); vgl. zum Beispiel 
Arzt, Das Bayerische Versammlungsgesetz 
von 2008, DÖV 2009, 381.

8 Vom 7. Oktober 2010 (GVBl. Seite 465, 
532); vgl. zum Beispiel Stock, Ein neues 
Versammlungsgesetz für Niedersachsen, 
Die Polizei 2011, 163.

9 Vom 3. Dezember 2009 (GVBl. Seite 588),  
vgl. Bücken-Thielmeyer, Das neue Versamm-
lungs gesetz Sachsen-Anhalts, LKV 2010, 107.

10 Vom 18. Juni 2015 (GVBl. Seite 135); vgl. 
Brenneisen/Wilksen/Ruppel/Warnstorff, 
Ein Versammlungsgesetz für 
Schleswig-Holstein, Die Polizei 2013, 130.

11 Vom 23. April 2013 (GVBl. Seite 103); vgl. 
Knape, Gesetz über Übersichtsaufnahmen 
zur Lenkung und Leitung des Polizeieinsat-
zes bei Versammlungen unter freiem Him-
mel und Aufzügen, Die Polizei 2013, 125.

12 Vom 26. Oktober 2006 (GVBl. Seite 114); 
vgl. zum Beispiel Scheffczyk/Wolff, Die 
verfassungsrechtliche Bewertung des Ge-
setzes über Versammlungen und Aufzüge 
an und auf Gräberstätten, LKV 2007, 481.

13 Vgl. Knape, a.a.O.
14 BerlVerfGH, NVwZ-RR 2014, 577.

em Himmel und für Aufzüge. 
§ 20 Abs. 1 SächsVersG ent-
spricht inhaltlich § 12 Abs. 1 
SächsVersG (dieser regelt offe-
ne Bild- und Tonaufnahmen bei 
öffent lichen Versammlungen in 
geschlossenen Räumen) und 
ermächtigt den Polizeivollzugs-
dienst (PVD) zu ausschließlich 
offenen Bild- und Tonaufnah-
men bei oder im Zusammen-
hang mit den oben genannten 
Versammlungen. „Offen“ be-
deutet, in einer für die Betroffe-
nen als Datenerhebung durch 
den PVD erkennbaren Art und 
Weise. Dies dürfte bei erkenn-
bar filmenden uniformierten 
Polizeibeamten und auch bei 
Daten erhebung mit sichtbaren 
Kameras aus oder auf erkenn-
baren Polizeifahr zeu gen kein 
Problem sein. Problembehaftet 
bezüglich der Offenheit der Da-
tenerhebung ist der Ein satz von 
Kameras aus Polizeifahrzeugen, 
welcher für die Versammlungs-
teilnehmer nicht er kennbar ist, 
aus Polizeihubschraubern und 
insbesondere durch den Einsatz 
des „SensoCopters“ der sächsi-
schen Polizei, da dieser auf-
grund seiner geringen Ausmaße 
kaum für die Versammlungs-
teilnehmer erkennbar sein dürf-
te.15 Hier ist eine Information 
zumindest des Versamm lungs- 
oder Aufzugsleiters und mög-
lichst auch der Teilnehmer über 
die Bild- und Tonauf nahmen 
notwendig, um die Offenheit 
der Datenerhebung zu gewähr-
leisten. 

Erweitert wurde in § 20 Abs. 1 
Satz 1 SächsVersG, gegenüber 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 SächsVersG, 
der Adressatenkreis der Betrof-
fenen. Während in § 12 Abs. 1 
Satz 1 SächsVersG nur von 
„Teilneh mern“ die Rede ist, 
steht in § 20 Abs. 1 Satz 1 
SächsVersG „Personen“. Die 

15 Vgl. Roggan, Der Einsatz von Video-Droh-
nen bei Versammlungen, NVwZ 2011, 590; 
Brenneisen, Einsatz von unbemannten 
Luftfahrzeugen zur informationellen 
Aufklärung im Versammlungsgeschehen, 
POLIZEISPIEGEL 6/2011, 18; Dieckert, Der 
Einsatz von Videodrohnen durch Sicher-
heitsbehörden – eine rechtliche Betrach-
tung, POLIZEISPIEGEL 9/2015, 19; Gusy, 
Aufklä rungs drohnen im Polizeieinsatz,  
Die Kriminalpolizei 1/2014, 16; Zöller/Ih-
was, Rechtliche Rahmenbedingungen des 
polizei li chen Flugdrohneneinsatzes, NVwZ 
2014, 408.

Maßnahme kann sich insoweit 
auch gegen Nichtteilnehmer 
richten, soweit diese bei oder 
im Zusammen hang mit der öf-
fentlichen Versammlung unter 
freiem Himmel oder dem Auf-
zug handeln und tatsächliche 
Anhaltspunkte die Annahme 
einer einschlägigen erheblichen 
Gefahr begründen. Auch von 
außen hinzukommende Störer, 
welche die Versammlung oder 
den Aufzug zum Beispiel ver-
hindern oder vereiteln wollen, 
fallen in den Anwendungsrah-
men. Hier ist Adressat der sog. 
Normadressat, da nach Satz 2 
die Maßnahmen auch durchge-
führt werden dürfen, wenn 
Dritte unvermeidbar betroffen 
werden. Normadressat ist eine 
Person, die Adressat einer poli-
zeilichen Maßnahme (hier: Bild- 
und Tonaufnahmen) sein kann, 
ohne Gefahrverur sacher zu sein 
und ohne dass die Vorausset-
zungen der Inanspruchnahme 
Unbeteiligter (Nicht störer) nach 
§ 7 Abs. 1 SächsPolG vorliegen 
müssen. Sachlich zuständig für 
Bild- und Tonauf nahmen nach 
§ 20 Abs. 1 SächsVersG ist aus-
schließlich der PVD, auch wenn 
die Aufnahme des § 20 Sächs-
VersG in § 32 Abs. 2 Nr. 2 Sächs-
VersG im 1. ÄndG übersehen 
wurde (redak tionelles Verse-
hen). Verfassungsrechtliche 
 Bedenken wie bei § 12 Abs. 1 
SächsVersG ergeben sich bei 
§ 20 Abs. 1 SächsVersG nur im 
geringen Maße, etwa wenn 
eine bloße Gefährdung der öf-
fentlichen Ordnung ausreichen 
soll, eine versammlungsspezifi-
sche Datenerhebung durch 
Bild- und Tonaufnahmen von 
Teilnehmern zu rechtfertigen. 
Solche Bedenken lassen sich 
aber durch verfassungskonfor-
me Gesetzesanwendung aus-
räumen.16 

Als Tatbestandsvoraussetzun-
gen müssen tatsächliche An-
haltspunkte die Annahme 
rechtfer tigen, dass von Perso-
nen eine erhebliche Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung bei oder im Zusam-
menhang mit der Versammlung 

16 Vgl. Dietel/Gintzel/Kniesel, Versammlungs-
gesetz, 16. Aufl. 2011, Rn. 2 zu § 19a.

ausgeht. Tatsächliche Anhalts-
punkte sind bestimmte Indizi-
en, aus denen nach polizeilicher 
Erfahrung auf das mögliche 
Vorliegen eines Sachverhaltes 
geschlossen werden kann.17 
Bloße Vermutungen reichen 
 somit nicht aus. Eine erhebli- 
che Gefahr liegt vor, wenn ein 
Schaden für ein bedeutsames 
Rechtsgut zu befürchten ist. Be-
deutsame Rechtsgüter sind ins-
besondere Leib, Leben und die 
Freiheit einer Person, Sachen 
von bedeutendem Wert, der 
Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes, 
öffent liche Verkehrs- und Ver-
sorgungsanlagen und -einrich-
tungen, sonstige wichtige öf-
fentliche Ein richtungen sowie 
Rechtsvorschriften, deren Ver-
letzung mit Strafe bedroht ist 
oder für deren Einhaltung ein 
besonderes Interesse besteht, 
zum Beispiel Ordnungswidrig-
keiten von erheblicher Bedeu-
tung für die Allgemeinheit. Bei 
den Straftaten braucht es sich 
nicht um solche von erheblicher 
Bedeutung i.S.d. § 35 Abs. 2 
SächsPolG zu handeln. Ord-
nungswidrigkeiten als solche 
genügen grundsätzlich nicht; 
jedoch kann die Gefahr der Be-
gehung einer Ordnungswidrig-
keit zugleich eine erhebliche 
Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit darstellen, zum Bei-
spiel bei der Gefährdung be-
sonders bedeut samer Rechts- 
güter.18 „Bei“ bedeutet wäh-
rend, erfasst also die Dauer der 
Versamm lung; „im Zusammen-
hang mit“ erlaubt die Daten-
erhebung vor und nach der 
 Versammlung (An- und Ab-
marschphase), sofern ein un-
mittelbarer sachlicher Zusam-
menhang mit der Ver samm lung 
besteht (zum Beispiel gewalttä-
tige Ausschreitungen bei Folge-
aktionen). Der Begriff „im 
Zusammen hang“ wird räumlich 
zu verstehen sein, sodass somit 
ein räumlicher Zusammenhang 
mit dem Versammlungsort be-
stehen muss, der jedoch auch 

17 Stephan/Deger, Polizeigesetz für 
Baden-Württemberg, 7. Aufl. 2014, Rn. 24 
zu § 20.

18 Elzermann/Schwier, Polizeigesetz des 
Freistaates Sachsen, 5. Aufl. 2014, Rn. 6 zu 
§ 37 m.w.N.
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lockerer Art sein kann, so insbe-
sondere beim Weg der Anreise 
zum Versammlungs- oder Auf-
stellort, zum Beispiel an Kon-
trollstellen i.S.v. § 19 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 SächsPolG. Für die 
Phase der organisatorischen 
Vorbereitung von Versammlun-
gen ist § 20 Abs. 1 SächsVersG 
nicht anwendbar; hier kann al-
lenfalls auf die Befugnisnormen 
des SächsPolG zurückgegriffen 
werden.19 Tatsächliche Anhalts-
punkte für die Annahme einer 
er heblichen Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit bei öffentli-
chen Versammlungen unter 
freiem Himmel und bei Aufzü-
gen können sich aus der Situati-
on ergeben – etwa durch das 
Auftauchen von  Elementen des 
sogenannten Schwarzen Blocks 
– aber auch im Vorfeld gewon-
nene Erkenntnisse wie Flugblät-
ter, Teilnahmeaufrufe bei den 
Veranstaltern oder sonst gefun-

19 Z.B. Dietel/Gintzel/Kniesel, a.a.O., Rn. 9 u. 
10 zu § 12a.

dene Materialien und Gegen-
stände.20 

3.  Übersichtsbildüber
tragungen (§ 20 Abs. 2 
SächsVersG)

§ 20 Abs. 2 SächsVersG wurde 
durch das 1. ÄndG in das Sächs-
VersG eingefügt und ermög-
licht dem PVD Übersichtsbild-
übertragungen von öffentlichen 
Versammlungen unter freiem 
Himmel und Aufzügen sowie 
ihrem Umfeld zur Lenkung und 
Leitung eines Polizeieinsatzes 
anzuferti gen. Eine vergleich-
bare Regelung gibt es für öf-
fentliche Versammlungen in 
geschlossenen Räumen im 
SächsVersG nicht. Bei Über-
sichtsbildübertragungen han-
delt es sich um in Echtzeit 
 übertragene und nicht aufge-
zeichnete Bilder (sogenanntes 
Kamera-Monitoring-Prinzip) 

20 Sigrist, Einige Anmerkungen zum Versam-
mlungsrecht, Die Polizei 2002, 132.

mit dem Ziel der Lagefeststel-
lung. Bislang konnten Bildüber-
tragungen als Maßnahmen 
 geringerer Intensität nur im 
Rahmen der Befugnis für Bild- 
und Tonaufnahmen gem. § 12 
Abs. 1 i.V.m. § 20 SächsVersG 
a.F. erfolgen. Die Übersichts-
bildübertragung soll einer 
 Einsatzleitung vor allem die 
Möglichkeit eröffnen, erforder-
lichenfalls Technik einzusetzen, 
um schnell konkrete Gefah-
renherde zu erkennen und 
durch Hinleitung von Einsatz- 
beziehungsweise Rettungskräf-
ten die Gefahr rechtzeitig abzu-
wehren oder die Störung zu 
unterbinden. Erforderlich wer-
den einsatzleitende Übersichts-
bildübertragungen, wenn ohne 
diese wegen der Größe der Ver-
sammlung oder der Unüber-
sichtlichkeit der Versamm-
lungslage eine angemessene 
polizeiliche Reaktion auf Ge-
fahren, die den Versammlungs- 
oder Aufzugsteilnehmern 

 drohen oder für andere Rechts-
güter bestehen, nicht erfolgen 
kann.21 Die Regelung enthält 
keine Befugnis zur Anfertigung 
von Übersichtsbildübertragun-
gen im Vorfeld oder im Nach-
gang von Versammlungen. Mit 
dem Umfeld von Versammlun-
gen und Aufzügen ist nicht das 
zeitliche, sondern vielmehr das 
räumliche Umfeld gemeint. 

Verlangt wird eine bestimmte 
Größe der Versammlung, diese 
ergibt sich aus der Anzahl der 
Teilnehmer, oder die Unüber-
sichtlichkeit der Versammlungs-
lage. Nach Auffassung des VG 
Göttingen ist eine Versamm-
lung unübersichtlich, wenn sie 
von einem zentral postierten 
Polizeibeamten aufgrund ihrer 
Größe oder der Beschaffenheit 
des Versammlungsorts nicht 
überblickt werden kann.22  

21 Vgl. LT-Drs. 5/12799, Seite 31 f.
22 VG Göttingen, Urt. v. 11. Dezember 2013, 

1 A 283/12 m.w.N. 23
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Taxi-Warteschlange
 < Muss man am Taxistand 

immer das erste Taxi in 
der Reihe nehmen?

Vor dem Bahnhof oder am 
Flughafen warten die Taxifah-
rer in einer langen Taxischlan-
ge auf ihre Fahrgäste. Wer 
dann ein Taxi braucht, nimmt 
fast immer das Taxi am Anfang 
der Warteschlange. Aber muss 
man immer das erste Taxi in 
der Schlange nehmen? Oder 
darf man sich auch ein anderes 
Taxi auswählen? Und was ist, 
wenn man vom Taxifahrer auf 
das erste Taxi in der Warterei-
he verwiesen wird?

Diese Rechtsfrage ist vielen be-
kannt: Man braucht irgendwo 
in der Stadt ein Taxi. Nun findet 
man an einem Taxistand zum 

Glück gleich mehrere Taxis, die 
brav in einer Reihe auf neue 
Kundschaft warten. Weil das 
erste Taxi in der Reihe etwas 
schmuddelig aussieht oder in 
die Jahre gekommen ist, will 
man lieber ein anderes Taxi aus 
der Reihe nehmen, zum Beispiel 
das dritte Taxi. Darf man das?

 < Darf man ein anderes  
als das erste Taxi in der 
Taxi-Warteschlange 
 nehmen?

Ja, das darf man. Es ist ein weit 
verbreiteter Irrtum, wenn be-
hauptet wird, dass man immer 
in das erste Taxi in der Taxi-
Warteschlange einsteigen 
muss. Es gibt kein Gesetz und 
keine Vorschrift, nach der man 
immer das erste Taxi in der 

Warteschlange nehmen muss. 
Man hat die freie Wahl unter 
den verfügbaren Taxis. Dies 
könnte im Zweifel auch mit 
Art. 2 GG begründet werden: 
„Jeder hat das Recht auf freie 
Entfaltung seiner Persönlich-
keit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht ge-
gen die verfassungs mäßige 
Ordnung oder das Sittengesetz 
verstößt.“ 

 < Was aber ist, wenn sich 
der Taxifahrer des drit-
ten Taxis weigert und 
man auf das erste Taxi in 
der Schlange verwiesen 
wird?

Wenn sich ein Taxifahrer aus 
der Warteschlange weigert 
und auf das erste Taxi ver-

weist, meint er es wahrschein-
lich nur freundlich und kollegi-
al seinem Kollegen gegenüber, 
der an erster Stelle der Warte-
schlange steht und schon am 
längsten auf neue Kundschaft 
wartet. 

Trotzdem kann man ihm ent-
gegnen: „Ich möchte aber gern 
mit Ihnen fahren.“ In diesem 
Fall darf der Taxifahrer sich 
nicht länger weigern, Sie mit-
zunehmen. Taxifahrer haben 
nämlich nach § 22 PBefG eine 
Beförderungspflicht und müs-
sen jeden Fahrgast mitneh-
men. Verweigert ein Taxifahrer 
grundlos die Beförderung, was 
hier der Fall wäre, droht ihm 
ein Bußgeld.

 Quelle „kostenlose-urteile.de“

Eine Unübersichtlichkeit kann 
auch dann bejaht werden, wenn 
der polizeiliche Beobachter am 
Boden etwa durch Bewuchs 
oder Gebäude über eine gerin-
gere Sichtweite verfügt, wäh-
rend aus einer überhöhten 
 Position Menschen- und Fahr-
zeugbe we gungen sichtbar wer-
den, ebenso in engen und ver-
winkelten Gassen kleinerer 
Städte.23 Nach einer Literatur-
auffassung liegt Unübersicht-
lichkeit bei mehr als 50 Teilneh-
mern vor; die ört lichen Verhält- 
nisse oder das Verhalten der 
Teilnehmer können aber auch 
schon eine Ver sammlung mit 
geringerer Teilnehmerzahl un-
übersichtlich werden lassen.24 
Die Befugnis bezieht sich nicht 
nur auf die öffentliche Ver-
sammlung unter freiem Himmel 
oder den Aufzug, sondern auch 
deren Umfeld. Der Begriff ist 
eng auszulegen, da Nichtteil-
nehmer regelmäßig nicht damit 
rechnen werden. Übersichts-
bildübertragungen vom Umfeld 
sind daher nur dann zulässig, 

23 Stenografisches Protokoll der Anhörung 
durch den Innenausschuss des Sächsi-
schen Landtages am 14. November 2013, 
Seite 18.

24 Ullrich/Weiner/Brüggemann, Niedersäch-
sisches Polizeirecht, 2012, Seite 222.

wenn ein unmittelbarer sachli-
cher Zusammenhang zur Ver-
sammlung besteht.25 Nach Auf-
fassung des VG Hannover und 
des OVG Lüneburg ist das Vor-
halten einer auch nur teilausge-
fahrenen Mastkamera, durch 
die bei den Versammlungsteil-
nehmern der Eindruck erweckt 
werden kann, beobachtet oder 
gefilmt zu werden, nur unter 
den Tatbestandsvoraussetzun-
gen des § 20 Abs. 1 oder Abs. 2 
SächsVersG zulässig.26 

Auch Übersichtsbildübertra-
gungen dürfen nur offen ange-
fertigt werden und müssen 
erforder lich sein. Handkame-
ras dürften dafür ungeeignet 
sein, dafür aber Übertragun-
gen von in oder auf Polizeifahr-
zeugen montierte Kameras 
und aus Polizeihubschraubern 
heraus. Übersichtsbild über-
tragungen stellen ebenfalls 
 einen Eingriff in das Grund-
recht auf Versammlungsfrei-
heit (Art. 8 Abs. 1 GG, Art. 23 
Abs. 1  SächsVerf) sowie einen 

25 Wächtler/Heinhold/Merks, Bayerisches 
Versammlungsgesetz, 1. Aufl. 2011, Rn. 31 
zu Art. 9.

26 VG Hannover, Urt. v. 14. Juli 2014, 
10 A 226/13; OVG Lüneburg, Urt. v. 24. 
September 2015, 11 LC 215/14.

Eingriff in das Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestim-
mung (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 
Abs. 1 GG, Art. 33 SächsVerf) 
dar. Mit der Formulierung 
„wenn und soweit“ wird unter-
strichen, dass der zeitliche wie 
sach liche Umfang der Über-
sichtsbildübertragungen den 
Maßstäben der Erforderlichkeit 
genügen muss. 

§ 20 Abs. 2 Satz 2 SächsVersG 
dient der näheren Erläuterung 
des Maßnahmeumfangs und 
legt ausdrücklich fest, dass kei-
ne Speicherung der auf dieser 
Grundlage geschaffenen Infor-
mationen oder eine Identifizie-
rung der Betroffenen erfolgen 
darf. Dies ist allein im Rahmen 
von Maßnah men nach § 20 
Abs. 1 SächsVersG zulässig.27 
Somit ist ein individuelles Be-
obachten einer Person, etwa 
mittels Heranzoomens, unzu-
lässig. Kritisch zu der mit § 20 
Abs. 2 SächsVersG vergleich-
baren Regelung in Berlin äu-
ßern sich Neskovic/Uhlig, 
Übersichtsaufnahmen von 
 Versammlungen, NVwZ 2014, 
335. So wird kritisiert, Über-

27 Vgl. LT-Drs. 5/12799, Seite 33.

sichtsaufnahmen seien schon 
nicht erforderlich, weil ein mil-
deres Mittel, sich einen Über-
blick über die Versammlung 
oder den Aufzug zu verschaf-
fen, darin liege, dass vor Ort 
eingesetzte Beamte ihre Beob-
achtungen fern mündlich an 
den Führungsstab weitergeben 
könnten. Diese müssten aller-
dings – um eine Vergleichbar-
keit der Standpunkte von Ka-
meras zu erzielen – jeweils an 
erhöhten Punkten im Demons-
trationsumfeld eingesetzt wer-
den. Es darf bezweifelt wer-
den, ob eine solche Forderung 
schon tatsächlich praktisch 
umsetzbar ist. Sie knüpft zu-
dem an ideale Einsatzbedin-
gungen (auch in personeller 
Hinsicht) und verkennt, dass 
die tatbestandlich vorausge-
setzte unübersichtliche Lage 
bei einer Großdemonstration 
hier deutlich weniger Hand-
lungsspielraum belassen 
wird.28 Sachlich zuständig für 
Übersichtsbildübertragungen 
nach § 20 Abs. 2 SächsVersG ist 
ebenfalls ausschließlich der 
PVD. Adressat ist wiederum 
der Normadressat. 

28  Groscurth in: Peters/Janz (Hrsg.), Hand-
buch Versammlungsrecht, 2015, Seite 283.
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Einkommensrunde2016

Tarifforderung zur Einkommensrunde 2016:

Sechs Prozent sind konsequent
Der dbb will in der Einkommensrunde 2016 für die Beschäftigten von Bund 
und Kommunen signifikant höhere Einkommen durchsetzen. Das unter
strich der Zweite Vorsitzende des dbb, Willi Russ, auf einer Pressekonferenz 
am 18. Februar 2016 in Berlin.

Russ, der die am 21. März 2016 
in Potsdam beginnenden Tarif
verhandlungen für den dbb 
führen wird, betonte, dass die 
Forderung „konsequent“ sei: 
„Sowohl hinsichtlich der Er
wartungen der Beschäftigten 
als auch mit Blick auf eine zu
kunftstaugliche Personalpoli
tik.“ Russ weiter: „Die Flücht
lingssituation hat allen gezeigt, 
wie wichtig ein motivierter, 
funktionsfähiger und personell 
angemessen ausgestatteter 
öffentlicher Dienst ist. Dafür 
gibt es aber jede Menge Hand
lungsbedarf, bei der generellen 
Bezahlung genauso wie bei der 
Übernahmezusage für die Aus
zubildenden. Wenn wir die Ar
beitsbedingungen insgesamt, 
vor allem aber für Berufsein
steiger, nicht spürbar verbes
sern – indem wir zum Beispiel 
die Befristung stark zurück
fahren –, werden wir unseren 
Personalbedarf bald nicht 
mehr decken können. Ergebnis 
wären weitere Leistungsein
schränkungen des Staates.  
Wir brauchen aber mehr  
Staat, nicht weniger.“

< Stabile Staatseinnahmen

Die Staatseinnahmen seien ge
nerell stabil, sie müssten aller
dings gerecht und aufgaben
orientiert verteilt werden:  
„Die Wirtschaft boomt und  
die Staatskassen sind so gut 
gefüllt wie lange nicht. Auch 
das hat viel mit der Leistungs
fähigkeit des öffentlichen 
Dienstes zu tun. Die Kollegin
nen und Kollegen fordern jetzt 
ihren fairen Anteil am wirt
schaftlichen Erfolg ein – das ist 
nur recht und billig und gilt für 
Arbeitnehmer und Beamte 

gleichermaßen. Deshalb for
dern wir natürlich die zeit und 
inhaltsgleiche Übertragung der 
Tarifeinigung auf die Beamten 
und Versorgungsempfänger.“

< Entgeltordung regeln

Außerdem stünden in Potsdam 
wichtige strukturelle Fragen 
zur Klärung an. Russ: „Wir er
warten, dass die Entgeltord
nung für den kommunalen 
 Bereich endlich unter Dach  
und Fach gebracht wird.“ Im 
Vorfeld der Pressekonferenz 
zur Einkommensforderung hat

te die Bundestarifkom mission 
(BTK) des dbb im dbb forum 
berlin getagt und sich einge
hend mit den wirtschaftlichen 
Rahmendaten beschäftigt. Ei
nen ausfürlichen Bericht zur 
BTKSitzung und weitere Einzel
heiten zur Einkommensforde
rung finden Sie ab Seite 26. 

< Die Forderung im Detail

Die gemeinsame Forderung 
von dbb und ver.di sieht ne
ben einer linearen Erhöhung 
der Tabellenentgelte um 
sechs Prozent Nachwuchs
förderung vor. So sollen die 
Auszubildenden und Prak
tikantenentgelte um 100 
Euro monatlich erhöht wer
den. Darüber hinaus sollen 
alle Auszubildenden unbe
fristet übernommen werden. 
Weitere Kernpunkte sind die 
vollständige Übernahme von 
Reisekosten zu einer auswär
tigen Berufsschule oder zu 
überbetrieblichen Ausbil
dungsmaßnahmen sowie 
30 Tage Urlaub für Azubis.

Der Tarifvertrag soll eine 
Laufzeit von zwölf Monaten 
haben und die zügige Ein
führung einer neuen Ent
geltordnung im kommuna
len Bereich enthalten.

Darüber hinaus fordern dbb 
und ver.di den tariflichen Aus
schluss sachgrundloser Be
fristungen, die Verlängerung 
der Regelungen zur Altersteil
zeit, Gesundheitsschutz für 
Flughafenfeuer wehren sowie 
die zeit und wirkungsgleiche 
Übernahme für Beamtinnen 
und Beamte sowie Versor
gungsempfänger.
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< dbb Vize Willi Russ (rechts) und der ver.diVorsitzende Frank Bsirske 
 stellten die gemeinsame Einkommensforderung der Gewerkschaften  
auf einer Pressekonferenz in Berlin vor.
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Einkommensrunde 2016:

Eine Frage der Wertschätzung
Zur Forderungsfindung für die am 21. März 2016 beginnende Einkommensrunde mit Bund und 
 Kommunen waren dbb Bundesvorstand und dbb Bundestarifkommission (BTK) am 18. Februar 2016 
im dbb forum berlin zusammengekommen.

In den Beratungen wurden auf 
der Grundlage einer eingehen
den Analyse der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung 
und der Rückmeldungen aus 
den Reihen der Beschäftigten, 
die der dbb in den vergange
nen Monaten bei zahlreichen 
Branchentagen gesammelt 
hat, konkrete Forderungen an 
die Arbeitgeber entwickelt.

Willi Russ, Zweiter Vorsitzen
der und Fachvorstand Tarifpoli
tik des dbb, will vor allem eine 
spürbare lineare Einkommens
erhöhung durchsetzen: „Der 
öffent liche Dienst macht im 
Rahmen seiner ihm gegebenen 
Möglichkeiten einen ver
dammt guten Job – insbeson
dere aktuell unter dem Druck 
der großen Zahl an Schutz
suchenden in unserem Land. 
Das wollen wir auch im Rah
men der diesjährigen Einkom
mensrunde entsprechend ge

würdigt sehen“, betonte Russ 
vor Beginn der Beratungen. 

< Struktur im Fokus

Bei den Tarifverhandlungen 
wird es zudem um strukturelle 
Fragen gehen. Besonders auf 
den Nägeln brenne die nicht 
mehr akzeptable Befristungs
praxis im öffentlichen Dienst. 
Laut einer neuen Studie des 
„Instituts für Arbeitsmarkt 
und Berufsforschung“ (IAB) 
liegt der Anteil befristeter Ar
beitsverhältnisse bei den Ar
beitnehmern im öffentlichen 
Dienst oberhalb von 15 Prozent 
und damit über der Privatwirt
schaft. Vor allem jüngere Ar
beitnehmer unter 35 Jahren 
werden danach häufig nur 
befristet eingestellt. „Dies ist 
keine Perspektive für junge 
Menschen, die zu Recht Ver
lässlichkeit und Planbarkeit 
erwarten, wenn sie sich für ei

nen Arbeitgeber entscheiden. 
Diese Ergebnisse sollen in die 
Tarifforderungen einfließen“, 
sagte Russ. 

Weiteres Thema der diesjähri
gen Einkommensrunde wird die 
seit mehr als zehn Jahren ver
handelte neue Entgeltordnung 
für die kommunalen Arbeitneh
mer sein. „Selbstverständlich 
werden wir wieder darauf drin
gen, dass auch Beamte und 
Versorgungsempfänger beim 
Bund zeit und  inhaltsgleich 
von den verhandelten Ergeb
nissen profitieren“, unterstrich 
dbb Verhandlungsführer Russ.

< Der öffentliche Dienst: 
Wichtiger denn je

In der Begründung zur Einkom
mensforderung stellte die BTK 
klar, dass die Debatten, wie viel 
Staat sich das Land noch leisten 
kann oder will, verstummt sei

en. Der Konsens sei groß, wie 
seit Jahren nicht mehr: „Der öf
fentliche Dienst ist Stabilitäts
faktor, und die Bürger erwarten 
von der Politik, dass sie ihre 
Haushalte nicht weiter auf Kos
ten des öffentlichen Sektors sa
niert. Vielmehr besteht große 
Einigkeit, dass der öffentliche 
Dienst gestärkt werden muss, 
damit das schnell ausgespro
chene ,Wir schaffen das‘ kein 
leeres Versprechen bleibt. Ne
ben der hochwertigen Alltags
arbeit des öffentlichen Dienstes 
sind nahezu alle öffentlichen 
Bereiche auch von der aktuellen 
Integrationsarbeit betroffen“, 
heißt es in der Begründung der 
BTK. Gerade der öffentliche 
Dienst setze dieses Verspre
chen der Politik um und sagt: 
„Wir machen das!“ Um auch in 
Zukunft attraktive Arbeitsplät
ze anbieten zu können, müss
ten die Beschäftigten besser 
bezahlt werden. 

< dbb Bundestarifkommission und dbb Bundesvorstand diskutierten vor der Abstimmung am 18. Februar 2016 im dbb forum berlin 
über das Forderungspaket.
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< Neue Entgeltordnung im 
kommunalen Bereich

Seit über zehn Jahren gibt es 
den TVöD, allerdings fährt die-
ses Tarifmobil noch mit einem 
alten BAT-Motor. Im Rahmen 
der Einkommensrunde sollen 
die kommunalen Arbeitgeber 
auch über den Abschluss einer 
modernen Entgeltordnung 
 verhandeln, ohne die in vielen 
Bereichen kaum noch gut aus-
gebildete Kräfte eingestellt 
werden könnten. Das werde 
exemplarisch am eklatanten 
Personalmangel im Bereich  
des öffentlichen Gesundheits-
dienstes deutlich. 

< Spürbar mehr  
Einkommen

Die Wirtschaft boomt und die 
Staatskassen sind gefüllt. Das 
hat viel mit dem öffentlichen 
Dienst und seiner starken Leis-
tung zu tun. Der Wirtschafts-
standort Deutschland lebt von 
seinen verlässlichen Struktu-
ren. Aus diesem Grund fordert 
der dbb angemessene Teilhabe 
am wirtschaftlichen Erfolg 
über den Inflationsausgleich 
hinaus. „In diesem Sinne ist un-
sere Forderung nach sechs Pro-
zent weder bescheiden noch 
unbescheiden, sondern ganz 
einfach realistisch“, so die Mit-

glieder der BTK. Zudem soll der 
Tarifabschluss auch eine sozia-
le Komponente enthalten. 

< Jugend fördern

Weiter will der dbb in der Ein-
kommensrunde auch ein Zei-
chen für die Jugendförderung 
im öffentlichen Dienst setzen. 
Die Jugend sei mobil und enga-
giert. Mit hoch motivierten 
und engagierten Kräften könn-
ten die Herausforderungen des 
Landes auch in Zukunft ge-
meistert werden. Dazu müsse 
der öffentliche Dienst aber 
auch Perspektiven bieten, 
denn sonst sei die Jugend auch 
„mobil genug, woanders ihr 
Glück zu finden. Mit dem kost-
baren ,Rohstoff‘ gut ausgebil-
deter und engagierter junger 
Menschen geht der öffentliche 
Dienst noch immer viel zu 
sorglos um. Noch immer wird 
der Wettbewerb mit der priva-
ten Wirtschaft nicht wirklich 
geführt.“ In diesem Zusam-
menhang müsse die Befris-
tungspraxis im öffentlichen 
Dienst geändert werden. 

< Beamte müssen  
Anschluss halten

Die linearen Komponenten des 
Abschlusses sollen der BTK zur 
Folge zeit- und wirkungsgleich 

auf den Beamtenbereich über-
tragen werden. „Besser noch: 
Der Bundesinnenminister 
stellt gleich zum Verhand-
lungsauftakt klar, dass die 
Bundesbeamten keine Bitt-
steller sind, sondern wichtiger 
Bestandteil eines unteilbaren 
öffentlichen Dienstes. Die Teil-
habe aller Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes an der 
wirtschaftlichen Entwicklung 
muss statusunabhängig erfol-
gen“, so die Delegierten. Eine 
relativ kurze Laufzeit des Tarif-
abschlusses von zwölf Mona-
ten schaffe darüber hinaus 
 Planungssicherheit und Re -
aktions möglichkeiten im Hin-
blick auf die derzeit sehr dyna-
mische Belastungssituation 

des öffentlichen Dienstes  
vor dem Hintergrund des 
 anhaltenden Flüchtlings-
zustroms. 

< Rituale abschaffen –  
zügig verhandeln!

„Auf der Kölner Arbeitstagung 
des dbb Anfang Januar dieses 
Jahres sprach sich Bundesin-
nenminister de Maizière dafür 
aus, ohne Rituale zügig zu ver-
handeln. Da sind wir dabei,  
das finden wir gut“, bekräftig-
ten die Mitglieder der BTK. 
Wenn die Arbeitgeber das 
ernst meinten, legten sie  
um Verhandlungsauftakt 
am 21. März 2016 ein ergeb-
nisorientiertes Angebot vor.  

< Hintergrund

Am 21. März 2016 starten in Potsdam die Verhandlungen über den 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen 
(TVöD), von denen insgesamt knapp zwei Millionen Beschäftigte 
betroffen sind: 147 335 Arbeitnehmer des Bundes, 1 241 845 Ar-
beitnehmer der Kommunen, für die der TVöD direkte Auswirkun-
gen hat, sowie 179 595 Beamte und 179 000 Versorgungsempfän-
ger des Bundes, auf die der Tarifabschluss übertragen werden soll, 
um den Gleichklang der wirtschaftlichen und finanziellen Entwick-
lung im öffentlichen Dienst zu gewährleisten. Die wirkungsgleiche 
Übertragung betrifft nur die Bundesbeamten, da die Kommunalbe-
amten nach den jeweiligen Landesgesetzen besoldet und versorgt 
werden. Weitere Verhandlungstermine in Potsdam sind für den 
11. und 12. April 2016 sowie den 27. und 28. April 2016 vorgesehen. 
Sollte es hier zu keiner Einigung kommen, gilt eine Schlichtungsver-
einbarung zwischen Gewerkschaften, Bund und Kommunen.
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Antirassismus-Arbeiter Ansgar Drücker (IDA e. V.):

Angst ist ein schlechter Ratgeber
Ansgar Drücker ist Geschäftsführer des Informa-
tions- und Dokumentationszentrums für Antiras-
sismusarbeit e. V. (IDA). IDA ist das Dienstleistungs-
zentrum der Jugendverbände für die Themenfelder 
(Anti-)Rassismus, (Anti-)Rechtsextremismus und 
Migrationspädagogik. Auch die dbb jugend ist  
IDA-Mitglied. 

dbb magazin: 
Eine Partei, die Schüsse auf 
Flüchtende aus kriegs- und kri-
sengeschüttelten Ländern für 
gerechtfertigt hält. Tausende 
Demonstrierende gegen eine 
angebliche „Islamisierung des 
Abendlandes“. Obergrenzen ge-
gen Willkommenskultur. Muss 
uns diese Stimmung in Deutsch-
land Angst machen? 

Drücker: 
Angst würde uns lähmen und 
wohlüberlegte Schritte gegen 
diese Stimmung blockieren, 
aber Besorgnis und Strategien 
zur Auseinandersetzung mit 
rassistischen Vorurteilen sind 
auf jeden Fall angesagt. Wir 
 beobachten nicht erst seit der 
kontroversen gesellschaftli-
chen Diskussion über die 
Flüchtlingspolitik, dass sich ras-
sistische Einstellungen bis weit 
in die Mitte der Gesellschaft 
hinein breitmachen. Mit der 
AfD füllt eine Partei die 
rechtspopulistische Lücke im 
deutschen Parteiensystem, die 
mit plakativen und ebenso ein-
fachen wie unrealistischen For-
derungen auf viel Zustimmung 
stößt und sich zu einer Art poli-
tischem Arm der Pegida-Bewe-
gung entwickelt hat. Dadurch 
ist eine gesellschaftliche Stim-
mung entstanden, die Rechts-
extreme als Unterstützung für 
Brandanschläge auf Flücht-
lingsunterkünfte wahrnehmen. 
Und das ist in der Tat besorg-
niserregend, denn das „wir“ in 
Deutschland umfasst nun auch 
eine Million neu nach Deutsch-
land gekommener Menschen, 

die zwar einer weiterhin vor-
handenen Willkommenskultur 
begegnen, aber eben auch zu-
nehmend auf Vorurteile, Aus-
grenzung und Ablehnung sto-
ßen und täglich bedroht sind, 
Opfer von Übergriffen und Ge-
walttaten zu werden. Das ist 
das völlig falsche Signal an die 
übergroße Mehrheit der Neu-
en, die sich integrieren wollen. 
Dabei geht leider zunehmend 
auch der Blick für die Situation 
verloren, vor der die Menschen 
fliehen, und unser Mitgefühl 
droht zu schwinden. Die Ge-
flüchteten des Jahres 2015 ma-
chen etwa ein Prozent der Be-
völkerung aus und nicht alle 
sind Muslime, von einer Islami-
sierung des Abendlandes kann 
also keine Rede sein. Eher sind 
wir aufgerufen, den Islam als 
eine selbstverständlich auch in 

Deutschland praktizierte Reli-
gion wahrzunehmen, deren 
Glaubensgemeinschaften übri-
gens gegenüber den christli-
chen Kirchen strukturell eher 
benachteiligt sind. 

dbb magazin: 
Warum sagen in den laufenden 
Diskussionen und Gesprächen 
so viele Menschen „Ich bin kein 
Rassist, aber ...“? 

Drücker: 
Diese Formulierung ist fast im-
mer der Anfang eines Satzes, 
der zu keinem guten Ende füh-

ren kann. Sie geht etwa von 
einem Bild aus, dass man auf-
grund einer vermeintlichen po-
litischen Korrektheit, beispiels-
weise die Herkunft von Tätern, 
nicht offen ansprechen dürfe. 
Ganz im Gegenteil wird aber 
beispielsweise nach den Über-
griffen in Köln in der Silvester-
nacht fast ausschließlich über 
die Herkunft der Täter statt 
über Sexismus und sexualisier-
te Gewalt und ihre Prävention 
oder über Drogen gesprochen. 
Geflüchtete werden massen-
weise als Täter verdächtigt, ob-
wohl allenfalls einzelne betei-
ligt waren. Seit Jahresbeginn 
hat dies die Stimmung im Lan-
de in gefährlicher Weise kip-
pen lassen – und dies hat auch 
mit der geballten Verbreitung 
von Vorurteilen und Klischees 
über Geflüchtete und Men-
schen arabischer oder nordafri-
kanischer Herkunft zu tun. Je-
der, der intensiver im Kontakt 
mit geflüchteten Menschen 
steht, weiß, wie unterschied-
lich „die Neuen“ sind, die zu uns 
kommen, und wie falsch die 
sowohl in den Medien als auch 
in Alltagsgesprächen kommu-
nizierten Stereotype sind. Wer 
diese Formulierung benutzt, 
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läuft oft noch vor der eigent-
lich auf der Hand liegenden 
Herausforderung davon, dass 
wir jetzt alle gefordert sind, 
unser Zusammenleben mit den 
Neuen zu organisieren und 
praktisch zu gestalten – und 
dabei sind Angst und Vorurtei-
le keine guten Ratgeber.

dbb magazin: 
Was raten Sie insbesondere jun-
gen Menschen, die sich ange-
sichts der vielen Menschen, die 
in Deutschland aktuell Zuflucht 
suchen, Sorgen machen? 

Drücker: 
Mein eigenes Sicherheitsge-
fühl erhöhe ich am wirkungs-
vollsten, wenn ich mich mit 
etwas vertraut mache, hier 
mit der neuen Zusammenset-
zung der Bevölkerung – denn 
es sind vor allem sehr unter-
schiedliche und vielfältige 
Menschen gekommen, die 
ganz überwiegend offen, kon-
taktfreudig und an unserer 
Gesellschaft interessiert sind. 
Integration ist eine Aufgabe, 
die sich auch an die sogenann-
te Mehrheitsgesellschaft rich-

tet, die sich öffnen muss für 
die Neuen und sie unterstüt-
zen muss. Die Menschen, die 
zu uns kommen, sind ja nicht 
bessere oder schlechtere Men-
schen. Sie kommen allerdings 
zum großen Teil aus Ländern 
mit Krieg, Verfolgung und Dis-
kriminierung und sehnen sich 
nach einer Gesellschaft, in der 
ihre Grundrechte gewährleis-
tet sind. Die beste Prävention 
sind daher eine schnelle Inte-
gration durch Sprachkurse, 
 berufliche Integration und 
schließlich auch persönliche 

Kontakte zwischen „Alten“ 
und „Neuen“, die für die vielen 
informellen Lernerfahrungen 
im Alltag so wichtig sind. Und 
wer sich als junger Mensch 
Sorgen um seine berufliche 
Zukunft macht: Gerade im öf-
fentlichen Dienst und im öf-
fentlich geförderten Bereich 
entstehen derzeit reichlich 
neue Arbeitsplätze aufgrund 
der erhöhten Einwanderung 
nach Deutschland – also eher 
eine Chance als ein Grund zur 
Angst für offene junge Men-
schen. 

Sechs Prozent plus, 100 Euro mehr und 30 Ur-
laubstage für Azubis, unbefristete Übernahme 
und zeit- und inhaltsgleiche Übernahme des 
Tarif ergebnisses für den Beamtenbereich – mit 
diesen Kernforderungen zieht auch die dbb ju-
gend in die Einkommensrunde für den öffentli-
chen Dienst von Bund und Ländern. „Das ist fair 
und angemessen – und die Arbeitnehmer soll-
ten sich hüten, uns mit dem Verweis auf die 
finanziellen Belastungen durch die Zuwan-
derung mit einer mageren ‚symbolischen‘ 
 Tariferhöhung abzuspeisen“, schreibt dbb  
 jugend-Chefin Sandra Kothe im Editorial der 
März-Ausgabe von t@cker, dem dbb jugend 
magazin. Gerade die Mitarbeiter des öffent-
lichen Dienstes zeigten derzeit in beeindru-
ckender Weise Einsatz, um die großen 

 He rausforderungen der Zuwanderung zu 
schaffen – nachzulesen in der t@cker- 
story: „Hauruck – mit Hirn und Herz“ lautet 

die Devise der Aachener Stadtverwaltung 
beim Flüchtlingsmanagement, „und es ist 
ein beeindruckendes Beispiel dafür, was die 

Kolleginnen und Kollegen des öffentlichen 
Dienstes seit Monaten für Höchstleistungen 
vollbringen, um die Schutzsuchenden aufzu-

nehmen, unterzubringen und zu integrieren“, 
so Kothe. Neben Wissenswertem rund um das 

aktuelle Thema Rassismus und weiteren Ein-
zelheiten zur anstehenden Einkommensrunde 
gibt es im t@cker wie immer allerlei News und 

Infos aus den Reihen der dbb jugend. 

Einfach reinsurfen unter www.tacker-online.de!
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Arbeitsagentur Bad Hersfeld-Fulda – Maßnahmen für Flüchtlinge: 

Zukunftsschmiede
Vor vier Monaten startete die Arbeitsagentur Bad Hersfeld-Fulda ein 
 „Willkommensprogramm“ für Flüchtlinge aus Kriegs- und Krisengebieten,  
die es nach Osthessen verschlagen hat. Unterstützt von Pädagogen und 
 externen Praktikern begleiten Arbeitsvermittler und Berufsberater die 
Schutzsuchenden schrittweise in ein neues Leben. Ihre Angebote sollen  
den Entwurzelten helfen, eine Zukunft zu schmieden, die sie für den 
 Arbeitsmarkt qualifiziert: der Anfang eines weiten Weges.

Monika Fischer hört zu.  
Zuerst haben die Gäste das 
Wort, die an diesem Donners-
tag der Einladung ins BiZ, das 
Berufsinformationszentrum 
der Arbeitsagentur Bad Hers-
feld-Fulda, gefolgt sind. Moni-
ka Fischer hat die 15 Frauen 
und Männer gebeten, sich kurz 
vorzustellen. Sie sollen ihren 
Namen nennen, ihr Alter, das 
Land, aus dem sie geflohen 
sind, welchen Beruf sie in ihrer 
Heimat ausübten und welcher 
Beschäftigung sie in Deutsch-
land nachgehen möchten.

Mohamad eröffnet die Runde: 
„Ich komme aus Syria. Ich bin 
22 Jahre alt. Ich habe als Eng-
lischlehrer für kleine Kinder 
gearbeitet. Ich möchte studie-
ren“, sagt er auf Deutsch. Sein 
Nachbar, 23, ebenfalls Syrer 
und wie die gesamte Gruppe 

Teilnehmer eines von der 
 Arbeitsagentur finanzierten, 
achtwöchigen Deutschkurses, 
der in diesen Tagen zu Ende 

geht, hat in der Heimat ein 
Maschinenbaustudium be-
gonnen. Er möchte es in 
Deutschland fortsetzen. 

Aischa ist 36, war Schneiderin 
in Syrien und möchte als Mo-
dedesignerin arbeiten. Ein 
 anderer, 46, hatte in Syrien  
ein Kleidergeschäft, würde  
als Verkäufer arbeiten. Der 
30-jährige Kurdischlehrer,  
der mit Frau und vier Kindern 
aus dem Irak geflohen ist, 
möchte zuerst gut Deutsch 
 lernen, sich dann weiter orien-
tieren. Weitere (Wunsch-)Be-
rufe der – bis auf die 21-jähri-
ge Eritreerin Sara – aus Syrien 
und dem Irak stammenden 

 < „Was haben Sie in Ihrer Heimat gearbeitet?“ Die Leiterin des BiZ in Fulda, Monika Fischer, bietet Geflüchteten 
 erste Einblicke in den deutschen Arbeitsmarkt. 
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Menschen sind: Taxifahrer, 
 Friseurin, Lkw-Fahrer, Raum-
pflegerin, Ingenieur, Lehrer, 
Kfz-Mechaniker, Verkäufer.

Acht Wochen Sprachkurs 
 reichen freilich nicht, Nach-
fragen der Berufsberaterin  
zu beantworten oder komple-
xere Sachverhalte zu verste-
hen. Als Monika Fischer aus 
dem Füllhorn der rund 3 200  
in Deutschland anerkannten 
Ausbildungsberufe Beispiele 
wählt, um sie eingehender 
vorzustellen und später die 
Nutzung der Berufsinformati-
onsportale der Bundesagentur 
für Arbeit präsentiert, über-
setzt die Deutschdozentin, die 
ihre Schülern ins BiZ nach Ful-
da begleitet hat, ins Englische. 
Ex-Englischlehrer Mohamad 
übersetzt aus dem Englischen 
ins Arabische. 

Der Transport der Informatio-
nen durch drei Sprachen ist 
zeitraubend, stellt aber sicher, 
dass auch die sprachlich weni-
ger Versierten mitkommen. 
Denn auch sie sollen die Chan-
ce nutzen können, die moder-
ne Infothek des BiZ im An-
schluss an Fischers Vortrag zu 
erkunden, wo sie mithilfe des 
BiZ-Teams oder eigenständig 
mehr über Berufsbilder und 
Bewerbungsmodalitäten er-
fahren. 

Waldemar Dombrowski  
zieht Zwischenbilanz.  
„Die Gruppeninformationsver-
anstaltungen im BiZ richten 
sich an Flüchtlinge, die bereits 
ein paar Deutschkenntnisse er-
worben haben. Wir holen alle 
Teilnehmer unserer Deutsch-
kurse ins BiZ. Sie werden dort 
auch von einem Arbeitsvermitt-
ler zu ihren beruflichen Inte-
ressen befragt und zu einem 
späteren Zeitpunkt zum indivi-
duellen Beratungsgespräch in 
unser neues Arbeitsmarktbüro 

eingeladen“, erläutert Walde-
mar Dombrowski, der Chef der 
Arbeitsagentur Bad Hersfeld-
Fulda. Natürlich führten diese 
Gespräche nicht zur sofortigen 
Vermittlung einer Stelle, 
schränkt Dombrowski ein, der 
auch Bundesvorsitzender der 
dem dbb angehörenden „vbba 
– Gewerkschaft Arbeit und So-
ziales“ ist. „Wir verfolgen einen 
präventiven Ansatz: Wir wollen 
so früh wie möglich Kontakt zu 
den Flüchtlingen aufbauen. Be-
reits im letzten Jahr, als Politik 

und Medien noch nach Athen 
schauten, haben wir in der Ar-
beitsverwaltung gesagt, wir 
müssen von der anderen Seite 
kommen. Soziale Integration 
geht nur über Bildung und Be-
ruf. Deshalb müssen wir die 
Menschen rasch in unserem 
System erfassen und mit ihnen 
arbeiten. Wir können nicht war-
ten, bis alle anerkannt sind.“

Die Entscheidung, die Bundes-
agentur für Arbeit (BA) und 
ihre regionalen Dienststellen 
in den Integrationsprozess 
einzubeziehen, regelt – wie 
alle Aufgaben der Arbeitsver-
waltung – das Dritte Sozialge-
setzbuch (SGB III). Dort ver-
fügt der aktualisierte § 421: 
„Die Agentur für Arbeit kann 
die Teilnahme von Auslände-
rinnen und Ausländern, die 
eine Aufenthaltsgestattung 
besitzen und bei denen ein 
rechtmäßiger und dauerhafter 
Aufenthalt zu erwarten ist, an 
Maßnahmen zur Erlangung 
erster Kenntnisse der deut-
schen Sprache fördern, wenn 
dies zu ihrer Eingliederung 
notwendig ist und der Maß-
nahmeeintritt bis zum 31. De-
zember 2015 erfolgt“. 

Die Regelung trat nach Veröf-
fentlichung im Bundesgesetz-

 < „Wir wollen so früh wie möglich Kontakt zu den Flüchtlingen aufbauen.“ Waldemar Dombrowski, Chef der 
 Arbeitsagentur Bad Hersfeld-Fulda, und Agenturbereichsleiterin Lisa Moises.
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blatt am 24. Oktober 2015 in 
Kraft. „Wir hatten Vorabinfor-
mationen, dass wir Sprach-
kurse als Ersatzvornahme 
 anbieten dürften, um das 
 Bundesamt für Migration und 
Flücht linge zu entlasten – und 
haben rechtzeitig den Land-
kreis sowie die infrage kom-
menden Bildungsträger ins 
Boot geholt“, erzählt Walde-
mar Dombrowski. Eigentlich 
sei das ja keine Aufgabe der 
 Arbeitsvermittlung, fügt er 
hinzu. „Aber wir haben das 
hinbekommen: Am 4. und 
7. November starteten die 
 ersten beiden Kurse.“

Dann ging es zügig weiter. Bis 
Ende Dezember 2015 wurden 
in den Landkreisen Fulda und 
Bad Hersfeld-Rotenburg von 
der Arbeitsagentur insgesamt 
33 Deutsch-Einstiegskurse mit 
706 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern realisiert. Mitte März 
2016 werden die letzten been-
det sein – Fortsetzung nicht 
vorgesehen. Zwischenzeitlich 
hat das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) 
das Angebot an Integrations-
kursen jedoch ausgeweitet.

„Auch wenn die Organisation 
der Kurse eine On-top-Aufgabe 
für uns war: Die Befristung der 
Maßnahme ist dennoch be-
dauerlich, wenn man den Nut-
zen bedenkt, den die Flücht-
linge daraus ziehen“, sagt 
Dombrowski. „Die Menschen 
erleben, dass wir sie unterstüt-

zen und bleiben dem Angebot 
treu“, bekräftigt Bereichsleite-
rin Lisa Moises. „Wir könnten 
die Kurse als Auftragsaufgabe 
mit zusätzlichem Personal und 
Steuermitteln weiter durch-
führen. Aber – und das habe 
ich nachfragenden Abgeordne-
ten gesagt – das muss die Poli-
tik entscheiden“, ergänzt der 
Agenturchef. 

Sabine Wittig lässt lesen.  
24 Augenpaare versenken den 
Blick ins Lehrbuch. Ahmad at-
met tief durch: „Guten Tag, 
mein Name ist Tom Becker.  
Ich hatte die ganze Nacht 
Zahnschmerzen. Kann ich für 

heute einen Termin haben?“. 
Saif übernimmt den Part der 
Sprechstundenhilfe: „Sie kön-
nen heute Abend um 18 Uhr 
vorbeikommen, bitte bringen 
Sie Ihre Versichertenkarte mit.“ 
Ahmad: „Die habe ich immer 
dabei.“ 

„Danke“, sagt Sabine Wittig, 
der Zeigefinger ihrer rechten 
Hand schnellt in die Höhe –
vermittelt der Gruppe ein 
„Achtung – jetzt kommt et- 
was Neues.“ Es folgt ein Frage- 
und Antwort-Spiel: „Welche 
Schmerzen kennt ihr noch?“ 
Jetzt recken sich die Hände der 
Schüler. Sie waren im Dezem-

ber in ihrer in einem kleinen 
Dorf in der Rhön gelegenen 
Flüchtlingsunterkunft gefragt 
worden, ob sie Interesse an ei-
nem Einsteigersprachkurs ha-
ben. Sie sind seit 11. Dezember 
2015 an jedem Wochentag im 
Dorfgemeinschaftssaal er-
schienen, um zu lernen. Fünf 
Tage je acht Stunden, ergibt 
hochgerechnet auf die acht-
wöchige Kursdauer 320 Stun-
den: Eine unschätzbar wertvol-
le Gelegenheit, nicht nur die 
Sprache zu lernen, sondern 
wichtige Informationen über 
das Alltagsleben in Deutsch-
land und die Umgangsformen 
der Deutschen aufzunehmen. 

Veranstalter des Kurses, in 
dem Sabine Wittig gerade den 
menschlichen Körper und die 
Liste möglicher Schmerzen 
durchnimmt, ist das Weiterbil-
dungszentrum (WBZ) Rübsam. 
Das auf die fachspezifische 
Weiterbildung, insbesondere 
im handwerklich-technischen 
Bereich, spezialisierte Unter-
nehmen gehört zu den 16 Bil-
dungsträgern, die einen 
Sprachkurs nach § 421 SBG III 
durchführen. 

An diesem Tag ist die Gruppe 
mit zwei Bussen in die WBZ-
Zentrale ins nordöstlich an Ful-
da angrenzende Petersberg ge-
bracht worden. Dort sollen sie 
am Nachmittag auch die Lern-
werkstatt kennenlernen. Ge-
schäftsführerin Susanne Hart-
mann wird die Gelegenheit 
nutzen, die Entwicklung der 
„Schüler“ weiter zu verfolgen. 
Ihre Aufgabe ist es, in Zusam-
menarbeit mit den Dozentin-
nen ein erstes „Profiling“, eine 
Bewertung anzufertigen, die 
hilft, individuelle Fähigkeiten 
und Begabungen zu identifizie-
ren, um folgende Förderange-
bote der Arbeitsagentur pass-
genauer zuschneiden zu 
können. 

An den anderen Tagen findet 
der Unterricht im Dorf der 
Flüchtlinge in der Rhön statt. 
Das rief wiederum die in der 
Nachbarschaft ansässige 
 Sabine Wittig auf den Plan.  < ... und überwindet mithilfe ihrer Gesten Verständnislücken.

 < „Welche Schmerzen kennt Ihr noch?“ Förderschullehrerin Sabine Wittig vermittelt im Deutschkurs Alltagswissen ...
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„Eigentlich wollte ich ein Sab-
batjahr machen“, erzählt die 
studierte Förderschullehrerin, 
„weil ich ehrenamtlich in der 
Flüchtlingshilfe engagiert bin, 
und es in der Rhön zu wenig 
Lehrer gibt, bin ich eingesprun-
gen.“ Wittig lobt den Fleiß und 
die Disziplin ihrer Schüler, die 
keine Unterrichtsstunde ver-
säumen, die Hausaufgaben er-
ledigen und noch abends in 
der Unterkunft weiterlernen: 
„Das ist eine gemischte Grup-
pe, darunter Studenten, Aus-
gebildete und Menschen ohne 
Beruf. Sogar ein Analphabet ist 
dabei. Er hat am härtesten zu 
kämpfen, aber er ist entschlos-
sen zu lernen und kann mei-
nem inklusiven Unterricht gut 
folgen.“ Wichtig ist der jungen 
Frau auch zu betonen, dass die 
männlichen und muslimisch 
geprägten Syrier, Iraker und 
Afghanen im Kurs ihr respekt-
voll begegnen. „Ich habe mich 
zu keinem Zeitpunkt auch nur 
ansatzweise sexuell bedrängt 
gefühlt. Ich habe sogar mit ih-
nen über die Ereignisse in der 
Silvesternacht in Köln gespro-
chen. Alle waren beschämt.“

Doch was passiert, wenn der 
gut strukturierte Alltag nach 
Auslaufen des Kurses wieder 
vom ereignislosen Einerlei in 

den Unterkünften abgelöst 
wird? Darüber mag Sabine 
Wittig nicht spekulieren. 
 „Viele verbringen die unaus-
gefüllten Stunden dann wohl 
wieder in den Gemeinschafts-
räumen vor dem Fernseher.“ 
Sie hat aber auch von einem 
Kurs gehört, den die Lehrerin 
weiterführt, auf ehrenamtli-
cher Basis.

Martin Vogel und Rebecca 
Schad sind vorbereitet.  
Er, Arbeitsvermittler in Diens-
ten der Arbeitsagentur Bad 
Hersfeld-Fulda mit interkultu-
reller Zusatzausbildung, und 
sie, Mitarbeiterin des vom 
Landkreis Fulda betriebenen 

kommunalen Job-Centers mit 
Auslandserfahrung, bilden ein 
Kompetenzteam der besonde-
ren Art. Sie engagieren sich – 
jeweils im Auftrag und Inte-
resse ihres Dienstherrn – im 
neuen Arbeitsmarktbüro, um 
die nahtlose Betreuung ihrer 
Kunden mit Migrationsschick-
sal sicherzustellen. „Jeder 
Flüchtling, der in Deutschland 
einen Asylantrag stellt, ändert 
im Laufe des Verfahrens sei-
nen Status und wechselt da-
mit auch den Leistungsträger“, 
erklärt Rebecca Schad. „Solan-
ge sich eine Person noch im 
laufenden Asylverfahren be-
findet, beziehungsweise eine 
Ablehnung erhalten hat, aber 

nicht rückgeführt werden 
kann, ist die Arbeitsagentur 
zuständig“, ergänzt Martin 
 Vogel. „Sobald ein Asylgesuch 
anerkannt ist, hat der oder die 
Betreffende Anspruch auf 
Grundsicherung, und die wird 
wiederum aus Mitteln der 
steuerfinanzierten kommuna-
len Job-Center gezahlt“, führt 
Rebecca Schad die Erklärung 
fort. 

In der Vergangenheit sei es  
bei diesen Übergängen von ei-
nem Leistungsträger zum an-
deren häufig zu unerwünsch-
ten Unterbrechungen in der 
Betreuung gekommen, erklä-
ren sie. Unter dem Eindruck 
des anhaltenden Flüchtlings-
zustroms, der 2015 mehr als 
2 000 Schutzsuchende nach 
Osthessen gebracht hat, sei am 
7. Dezember 2015 die Idee der 
Arbeitsmarktbüros – ein zwei-
tes wurde im Nachbarkreis Bad 
Hersfeld-Rotenburg eingerich-
tet – kurzerhand umgesetzt 
worden: „Durch die räumliche 
Gemeinsamkeit lässt sich viel 
bürokratischer Aufwand spa-
ren“, sind sich beide einig. „Wir 
reichen die Akte bei einem Sta-
tuswechsel sozusagen nur über 
den Tisch.“

Darüber hinaus sind Rebecca 
Schad und Martin Vogel vor-
mittags auf Publikumsverkehr 
eingestellt. Vogel empfängt 
etwa die Teilnehmer der Grup-
peninformationsveranstaltun-
gen aus dem BiZ zur Beratung. 
Dass wenige Tage nach Eröff-

 < „Wir reichen uns bei einem Statuswechsel die Akte einfach über den Tisch.“ Arbeitsmarktbüro-Mitarbeiter 
 Rebecca Schad und Martin Vogel verteilen die Zuständigkeit zwischen Arbeitsagentur und Kreisjobcenter.
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nung des Arbeitsmarktbüros 
die ersten Kunden aus eige-
nem Antrieb bei ihnen vorbei-
kamen, hat den eingeschlage-
nen Weg der Zusammenarbeit 
rasch bestätigt.

Leheng Kassem nimmt seine 
Zukunft selbst in die Hand.  
Im Herbst 2014 flüchtete Le-
heng Kassem mit seinem zwei 
Jahre jüngeren Bruder aus Syri-
en über die Balkanroute. Im 
November 2014 stellten sie ih-
ren Asylantrag. Und da sich das 
Warten auf eine Entscheidung 
auch mit Eigeninitiative vertrei-
ben lässt, begann Leheng Kas-
sem für sich allein Deutsch zu 
lernen. Anfang 2015 stieg er in 
Hofbieber, wo er untergebracht 
ist, in einen Bus und fuhr ins 
Arbeitsmarktbüro nach Fulda. 
„Er stand einfach vor der Tür 
und fragte, ob ich ihm ein Prak-
tikum im medizinischen Be-
reich vermitteln könnte“, be-
richtet Martin Vogel. „Als ich 
ihn fragte, wie er denn von un-
serem neuen Service erfahren 
hat, antwortete er mit einem 
Satz, den ich wortwörtlich in 
Erinnerung habe: ,Wenn wir 
fragen, es gibt Antworten.‘ “ 
Der junge, aber schon erfahre-
ne Arbeitsvermittler, der wie 
alle Mitglieder seines Berufs-
standes gute Kontakte zu den 
Arbeitgebern und Bildungsins-
tituten der Region pflegt, er-
möglichte Leheng Kassem die 
Teilnahme an der Maßnahme 
„Perspektiven für Flüchtlinge“, 
die auch ein Praktikum beinhal-
tet. Das Klinikum Fulda willigte 
ein, Leheng Kassem als Prakti-
kanten anzunehmen.

Als Martin Vogel Leheng Kas-
sem im Klinikum besucht, hat 
er vier von sechs Wochen Prak-
tikum hinter sich – und weiß, 
dass er am richtigen Platz ist: 
„Ich habe in Syrien drei Monate 
Medizin studiert. Ich möchte 
so gut Deutsch sprechen, dass 
ich hier wieder studieren 
kann“, sagt er fließend. Zu- 
erst würde er gern eine Lehre 
im Krankenpflegebereich be-
ginnen. „Ich habe noch viele 
Probleme mit der Grammatik“, 
räumt der Deutsch-Autodidakt 

ein. „Ich habe leider nicht so 
viel Kontakt mit deutschen 
Leuten wie nötig, um besser  
zu sprechen“, fügt er leise hin-
zu. Die Patienten der Inneren 
Station haben den freundli-
chen jungen Mann mit dem 
wachen Blick rasch ins Herz ge-
schlossen, erzählen die Kran-
kenschwestern. Und Claudia 
 Venus von der Pflegedienst-
leitung des Klinikums Fulda 
 betont gegenüber Martin 
 Vogel, dass sie in dem großem 
Krankenhaus durchaus gute 
Chancen für eine spätere Be-
schäftigung des Syrers sieht. 
„Zuerst muss er natürlich sei- 
ne Sprache und Qualifikation 
verbessern. Wenn er das ge-
schafft hat, könnten wir ihn 
gut auch als Dolmetscher ein-
setzen. Wir haben immer mehr 
Patienten, die sich nur auf Ara-
bisch richtig verständlich ma-
chen können.“

„Ich werde Sie nach Ende des 
Praktikums wieder ins Arbeits-
markbüro einladen“, sagt Ar-
beitsvermittler Vogel beim 
 Abschied zu Kassem. „Dann 
schauen wir, was wir als nächs-
tes für Sie tun können.“ 

Für Waldemar Dombrowski 
sind Erfolgsgeschichten wie 
die von Leheng Kassem ein Be-
leg, dass Flüchtlinge in nicht 
allzu ferner Zukunft auf dem 
ersten Arbeitsmarkt vermit-
telt werden können. „Gerade  
in Regionen wie hier in Ost-
hessen, in der viele Lehrstel- 
len mangels Bewerbern nicht 
mehr besetzt werden, könn-
ten sie helfen, die demografi-
sche Entwicklung abzumil-
dern“, sagt der Chef der 

 Arbeitsagentur Bad Hersfeld-
Fulda. „Wir dürfen uns aber 
nichts vormachen: Ohne be-
rufliche und schulische Bil-
dung ist keine Integration 
möglich. Und bis das bei den 
Flüchtlingen erreicht ist, die 
wir jetzt schon in unserem 
System haben, werden in 
 vielen Fällen mehrere Jahre 
vergehen. “

Text: Christine Bonath 
Fotos: Jan Brenner

 < „Ich möchte so gut deutsch sprechen, dass ich hier weiter Medizin stu-
dieren kann.“ Leheng Kassem aus Syrien hat auf dem Weg zum Prakti-
kum im Klinikum Fulda viel Eigeninitiative gezeigt.

 < Info

Die Arbeitsagentur Bad 
Hersfeld-Fulda unterhält 
Standorte in Fulda, Bad-
Hersfeld und Bebra sowie 
eine Außenstelle in Hünfeld 
und beschäftigt insgesamt 
350 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Als Dienststelle 
der Bundesagentur für Ar-
beit ist sie zuständig für 
 gesamt Osthessen. Ihre Auf-
gaben sind im Sozialgesetz-
buch SGB III Arbeitsförde-
rung niedergelegt. Sie zielen 
unter anderem darauf, den 
Arbeitsmarkt durch Förde-
rung, Vermittlung und Bera-
tung auszugleichen. Anfang 
November 2015 startete 
zudem eine Reihe von In-
formations- und Bildungs-
angeboten, mit denen 
Flüchtlinge Schritt für 
Schritt für den deutschen 
Arbeitsmarkt qualifiziert 
werden sollen. 

 < „Wir werden sehen, was wir als nächstes für Sie tun können.“ Vermittler 
Martin Vogel pflegt gute Kontakte zu den Arbeitgebern der Region.
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die andere meinung:

Der Arbeitsmarkt hält viele Flüchtlinge aus
Das neue Jahr fing auf dem Arbeitsmarkt scheinbar schlecht an. Mit der 
Meldung, die Arbeitslosenzahl sei im Januar hochgeschossen, um satte 
239 000 gegenüber dem Dezember. Es lag nahe, das mit dem Flüchtlings-
strom zu verbinden. Doch war dieser Anstieg rein saisonal bedingt; im Jah-
resvergleich hatte die Zahl sogar um 110 000 abgenommen. Das deutsche 
Jobwunder hält unvermindert an.

Wenn es Gefahren für den 
 Arbeitsmarkt gibt, dann lau-
ern sie in den schwächelnden 
Exportmärkten in China und 
anderen Schwellenländern. 
Oder im zusammenbrechen-
den Ölmarkt. Nicht aber im 
massiven Zuzug von Flüchtlin-
gen. Auch die Rekordzahl von 
einer Million Zuzüglern allein 
in 2015 hat bisher keinerlei 
Spuren in der Statistik hinter-
lassen. Das wird zwar nicht 
komplett so bleiben, aber 
wenn es gut läuft, weitge-
hend. Der deutsche Arbeits-
markt kann, so die Schätzung 
der Bundesagentur für Arbeit, 
jährlich 350 000 zusätzliche 
Arbeitskräfte verkraften – das 
wären praktisch alle arbeitsfä-
higen Flüchtlinge des letzten 
Jahres mit Aussicht auf einen 
längeren Aufenthalts status 
gewesen. 

Kurzfristig entlasten die Flücht-
linge den Arbeitsmarkt sogar, 
denn für ihre Betreuung, die 
Verwaltung und für die Sicher-
heitsdienste werden jetzt über-
all Leute gesucht; ebenso als 
Lehrer und Kindergärtner. In 
den nächsten Jahren aber wird 
die Arbeitslosenzahl durch sie 
zunächst steigen. Um bis zu 
200 000 schätzt man für 2016, 
was aber durch die ansonsten 
positive Entwicklung weitge-
hend wieder wettgemacht 
werden kann, sodass wahr-
scheinlich nur ein kaum merk-
liches Netto-Plus von 70 000 
bleiben wird. 2017 sollen es 
mehr sein. Dann werden die 
Problem ernster. Es sind aber 
Übergangsprobleme.

Noch ist das alles sowieso kein 
Thema. Noch sitzen die meisten 
Flüchtlinge in Notunterkünften 
fest. Erst kommt das langwie-
rige Asylverfahren, dann der 
Integrationskurs, dann die  
Aus- und Fortbildung oder die 
An er kennung des früher erwor-
benen Berufsabschlusses. Ex-
perten der Bundesagentur rech-
nen damit, dass allenfalls zehn 
Prozent der Betroffenen schon 
nach einem Jahr werden arbei-
ten können und dass es zehn 
Jahre dauern wird, bis 70 Pro-
zent der Neubürger endlich in 
Jobs untergebracht sind. Hinter 
dieser Schätzung steckt auch 
eine ernüchternde Feststellung: 
Es sind eben nicht die Fachkräf-
te von morgen, es sind eher die 
von übermorgen. Und es sind 
beileibe nicht alles Fachkräfte, 
die da kommen. Hier liegt die 
wirkliche Herausforderung: Wie 
und wie schnell kann es gelin-
gen, diese Menschen zu qualifi-

zieren? Und wie viele Jobs gibt 
es für Unqualifizierte? Ein nen-
nenswerter Teil von ihnen – ge-
schätzt bis zu 300 000 – wird 
vielleicht in die Schwarzarbeit 
gehen, mindestens vorüberge-
hend. Dieser Markt wird wieder 
wachsen. 

Man könnte die Arbeitsmarkt-
integration der Flüchtlinge al-
lerdings an manchen Stellen 
mit politischen Maßnahmen 
beschleunigen. Nicht nur durch 
massive Anstrengungen für 
den schnellen Spracherwerb, 
sondern auch durch eine un-
bürokratischere Anerkennung 
von Qualifikationen. Hier tun 
sich Kammern und Behörden 
noch enorm schwer und über-
treiben es beim Papierkram 
mitunter mit der deutschen 
Gründlichkeit. Auch könnte der 
Staat für bestimmte Flücht-
lingsgruppen mit hoher Blei-
bewahrscheinlichkeit leichter 

Arbeitsgenehmigungen für 
einfache Tätigkeiten noch 
während des Asylverfahrens 
erteilen. Denn die Leute wollen 
viel lieber arbeiten, als in Hal-
len herumzuhängen. Eine 
gleich mit dem Asylverfahren 
startende Betreuung durch die 
Bundesagentur für Arbeit, die 
es bisher nur in Pilotprojekten 
gibt, würde ebenfalls helfen.

Es wäre die Mühe wert. Denn 
Deutschland entkommt mit 
dem neuen Arbeitskräfte-
reservoir für ein paar Jahre der 
demografischen Falle, in der 
andere europäische Länder, die 
sich dem Zuzug verweigern, 
knietief stecken. Dieser Zuzug 
in den deutschen Arbeitsmarkt 
ist zwar nicht problemlos, aber 
er ist eine Chance. Die Politik, 
die Wirtschaft, die Verwal-
tung, die gesamte Gesellschaft 
sollte diese Chance sehr konse-
quent nutzen. Und, wie die 
Kanzlerin gefordert hat, auch 
sehr flexibel. 
 Werner Kolhoff

 < Der Autor ...

... (60) ist Korrespondent 
und Leiter des Hauptstadt-
büros der „Berliner Medien 
Service GmbH“, die täglich 
20 Regionalzeitungen in 
Deutschland mit Nachrich-
ten, Analysen und Kommen-
taren über die Bundespolitik 
versorgt. Kolhoff war zuvor 
zwölf Jahre lang in leiten-
den Funktionen bei der 
„Berliner Zeitung“ tätig. Er 
begann seine journalistische 
Laufbahn beim Berliner „Ta-
gesspiegel“. Zur Zeit des 
Mauerfalls war er von 1989 
bis 1991 Sprecher des Berli-
ner Senats und von 2002 bis 
2006 als Gruppenleiter im 
Bundespresseamt zuständig 
für die Koordinierung der 
täglichen Pressearbeit und 
des Internetauftritts der 
Bundesregierung. 
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Endlich mehr Freiraum:

Machen Sie Ihr Zuhause zur Wohlfühloase
Wohnwünsche verändern sich im Laufe der Zeit: Kinder werden größer und 
ziehen aus, die Bedürfnisse der Eltern wandeln sich – ergreifen Sie die Chance 
und passen Sie auch Ihre Immobilie den veränderten Lebenssituationen an.

Wie wäre es beispielsweise mit 
einer kleinen Wellnessoase im 
ehemaligen Kinderzimmer? Ei-
nem herrlichen Wintergarten 
oder neuen Energiesparfens-
tern? Die Gründe für eine Mo-
dernisierung sind vielfältig. 
Mal steht ein Plus an Wohl-
fühlatmosphäre im Vorder-
grund, mal soll in energiespa-
rende Maßnahmen investiert 
werden.

 < Sparen mit Perspektive

Bausparen ist gut geeignet, um 
langfristig ganz bequem Wohn-
wünsche zu erfüllen. Das dbb 
vorsorgewerk arbeitet seit 2008 
mit der Wüstenrot Bausparkas-
se zusammen, um Einzelmit-
gliedern aller Landesbünde und 
Mitgliedsgewerkschaften des 
dbb beamtenbund und tarifuni-
on und ihren Angehörigen mit 
attraktiven und speziell rabat-
tierten Angeboten den Einstieg 
ins Bausparen und günstige 
Bau- beziehungsweise Moder-
nisierungsfinanzierungen zu 
ermöglichen. Seit einigen Wo-
chen bietet Wüstenrot mit sei-

nen neuen Bauspartarifen 
 beispielsweise in der Tarifvari-
ante Komfort mit 1 Prozent so-
genannten gebundenen Soll-
zinssatz den unternehmens-
geschichtlich niedrigsten 
Darlehenszinssatz an.

Sichern Sie sich diesen Zins- 
satz für kommende Moderni-
sierungsvorhaben. Bau- bezie-
hungsweise „Wohnsparen“, 
wie Wüstenrot seine neuen Ta-
rife nennt, punktet zudem mit 
Flexibilität, schnellen Zutei-
lungszeiten und der Möglich-
keit, jederzeit Sondertilgungen 
für das Bauspardarlehen leis-
ten zu können.

 < Exklusiver 
 Mitgliedsvorteil 

Mitglieder der dbb Fachge-
werkschaften und ihre Ehegat-
ten, Lebenspartner und Kinder 
sparen 50 Prozent der Ab-
schlussgebühr beim Abschluss 
eines Bausparvertrages. Wich-
tig: Dieser Mitgliedsvorteil ist 
in den Allgemeinen Bedingun-
gen für Bausparverträge (ABB) 

für sämtliche Wüstenrot 
„Wohnspartarife“ verbrieft; je-
des Mitglied hat somit einen 
eindeutig formulierten An-
spruch auf Ersparnis der hal-
ben Abschlussgebühr.

 < Die 20-Prozent-Formel

Bausparen ist auch bestens 
 geeignet, um regelmäßig an-
fallende Modernisierungen zu 
finanzieren. Denn Sie haben 
auch die Möglichkeit, einen 
Bausparvertrag zu teilen und 
sich die Bausparsumme in 
Tranchen auszahlen zu lassen. 
Je nach Bausparsumme und 
der gewählten Tarifvariante 
besteht die Möglichkeit der 
Teilung sogar mehrfach. Als 
Richtwert sollte die Bauspar-
summe zur Modernisierungs-
vorsorge circa 20 Prozent des 
Immobilienwerts betragen.

 < Anschlussfinanzierung

Übrigens: Auch im Hinblick auf 
Ihre Anschlussfinanzierung ist 
das „Wohnsparen“ über Wüs-
tenrot ideal. So können Sie 

 sicher sein, dass nach Ablauf 
der Zinsbindung keine böse 
Überraschung auf Sie zukommt.

Wenn es mal schnell gehen 
muss und Sie sofort mit der 
Modernisierung loslegen 
möchten, bietet das Wüsten- 
rot Wohndarlehen eine Finan-
zierung, die individuell auf Ihre 
Bedürfnisse zugeschnitten ist: 
So können Sie wählen, ob Sie 
konstante Raten vom Anfang 
bis zum Ende bevorzugen oder 
ob Sie es flexibel mögen – 
dann können Sie die Raten je-
derzeit kostenlos anpassen. 
Weitere Vorteile des Wohn-
darlehens:

 > Attraktive Konditionen
 > Sondersparzahlungen
 > Sondertilgungen während 
der Bauspardarlehenszeit 
 jederzeit und in beliebiger 
Höhe.

dbb Mitglieder und ihre An-
gehörigen profitieren bei der 
Baufinanzierung von einem at-
traktiven Zinsvorteil in Höhe 
von 0,15 Prozent-Punkten. ks

 < Info

Sie wollen sich alle Vorteile 
sichern? Informieren Sie 
sich gerne bei den Kollegin-
nen und Kollegen der Kun-
denbetreuung des dbb vor-
sorgewerk. Diese sind 
montags bis freitags in der 
Zeit von 8 bis 18 Uhr unter 
030.40816444 für Sie er-
reichbar. Gerne wird Ihnen 
auch eine kompetente Be-
ratung vor Ort vermittelt. 
Fragen Sie den Bauspar- 
und Finanzierungsexperten 
von Wüstenrot nach den 
vom dbb vorsorgewerk 
empfohlenen Produkten 
und exklusiven Vorteilen 
für dbb Mitglieder. Weitere 
Informationen finden Sie 
unter www.dbb-vorsorge-
werk.de.
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Erinnern Sie sich auch mit Un-
behagen an die leidigen Voka-
beltests, die uns so manche 
Schulstunde vergällten? Aber 
von nichts kommt nichts: Ohne 
Verinnerlichung der entspre-
chenden Wortschätze bleibt es 
uns verwehrt, am inzwischen 
polyglotten (= mehrsprachi-
gen) Leben teilzunehmen: Wir 
könnten weder mitreden noch 
verstünden wir Bahnhof, ob-

gleich Letzteres immer wieder 
behauptet wird. Im Zuge der 
Globalisierung geht es selbst-
redend gar nicht, wenn wir 
sprachlich außen vor bleiben. 
Um die ungehinderte Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben 
sicherzustellen, sollten sich be-
sonders Menschen in mittleren 
Jahren, also etwa zwischen 25 
und 65, eine Liste anlegen und 
sich immer wieder die Bedeu-

tung der lebensnotwendigen 
Idiome einpauken. Im Zeitalter 
der Massenkommunikation ist 
dazu keineswegs ein Vokabel-
heft vonnöten, sondern ein di-
gitales Verzeichnis, abgespei-
chert auf dem Tablet oder dem 
Smartphone. 

Damit wären wir/Sie bereits bei 
den ersten Vokabeln, die aufge-
schrieben und gelernt werden 
müssten: Tablet = elektroni-
sches Datenverarbeitungsbrett-
chen mit Touchpad (= berüh-
rungsempfindliche Fläche zur 
Befehlseingabe). Bitte nicht mit 
Kaffeepads verwechseln wegen 
der möglichen Verbrühungsge-
fahr beim Berühren! Im Gegen-
satz zum Tablet ist zur Nutzung 
des Computers (= elektronische 
Datenverarbeitungsanlage) 
meistens eine „Maus“ notwen-
dig, die nicht den kleinen grau-
en Nager meint, sondern ein 
Zeige- oder Eingabegerät be-
zeichnet, das wiederum auf 

 einem Pad (= Unterlage) ruht, 
das die Gleitfähigkeit des Zeige-
geräts erhöht und das Abtasten 
erleichtert. Da Learning by 
 Running (= Unterwegslernen) 
am besten entspannt klappt, 
genießen Sie einen „Coffee to 
go“ (= Kaffee zum Mitnehmen) 
und gönnen Sie sich einen 
Snack (= Zwischenmahlzeit). 
Haben Sie ihr digitales Voka-
belheft im Griff, wissen Sie auf 
Anhieb, ob Sie einen Light-Mid-
Morning-Snack, einen Break-
time-Snack, Lunchtime-Snack 
oder Midnight-Snack ordern 
sollten. Was uns noch fehlt, ist 
eine App (= Anwendungspro-
gramm für mobile Betriebssys-
teme), die – auf unser Daten-
verarbeitungsbrettchen oder 
Mobilfernsprechgerät instal-
liert – das polyglotte Mitreden 
für jedermann zum Klacks be-
ziehungsweise zum Klick wer-
den lässt. Das wäre Inklusion  
in Reinkultur, zumindest was 
die Sprache betrifft. sm
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Cyberterrorismus:

Gefahr oder Chimäre?
Die Börsen in Frankfurt, London und Paris implodie-
ren von einer Sekunde auf die andere mitten im lau-
fenden Handel. Finanztransaktionen in Billionenhöhe 
laufen ins Leere. Konten sind gelöscht. Es ist kein kurzer 
Blackout, die elektronischen Handelssysteme sind irrepa-
rabel zerstört. Schutzmechanismen versagen. Staaten wer-
den von jetzt auf gleich zahlungsunfähig. Es folgen Unru-
hen, Anarchie und Bürgerkrieg. Eine einzige Cyberattacke hat 
ganz Europa destabilisiert und ins Chaos stürzen lassen. Ist der 
digitale Supergau eine reale Gefahr oder lediglich das Ergebnis 
allzu lebhafter Fantasie?

Reale Akte von Cyberterrorismus 
auf staatliche Einrichtungen 
sind bislang kaum dokumen-
tiert. Lediglich zwei besorgnis-
erregende Fälle ereigneten sich. 
In Estland legte ein Hackeran-
griff 2007 die Regierungsnetze 
für zwei Wochen lahm. Die Ur-
heberschaft des Angriffs ist bis 
heute nicht geklärt, unter ande-
rem, weil der oder die Angreifer 
ihre Attacke über gekaperte Pri-
vatrechner aus 76 Ländern ge-
steuert hatten. In Frankreich 
brachte eine Cyberattacke des 
Islamischen Staats (IS) 2015 den 
Sende betrieb des Fernsehsen-
ders TV5 Monde für Stunden 
zum Erliegen. Weiter kaperten 
die Terroristen die sendereige-
ne Internetseite, die Facebook- 
und Twitter-Accounts sowie  
die mobile Website, um dort 
IS-Propaganda zu verbreiten. 
Bei dem Angriff wurden die 
 Systeme des Senders stark 
 beschädigt.

So abstrakt derartige Angriffe 
letztlich bleiben, so unscharf 
sind auch die Einschätzungen 
von Fachleuten, was Cyberter-
rorismus eigentlich sei. Die ei-
nen wähnen die Welt bereits 
mitten im Cyberkrieg aus Klein-
kriminalität, Sexualdelikten, 

Drogengeschäften, Finanzma-
nipulationen, Spionage und 
terroristisch motivierten Akti-
onen, während die anderen 
sich noch um Begriffsdefinitio-
nen bemühen. Macht es einen 
Unterschied, ob sich ein pickli-
ger, frustrierter Computernerd 
in die Systeme des Pentagon 
hackt oder ein Dschihadist? Wo 
verläuft die Grenze zwischen 
„einfacher“ Cyberkriminalität 
und Terrorismus?

 < Kulturtechnik in Gefahr

Abseits von Definitionsfragen 
steht fest, dass die moderne Zi-
vilisation mittlerweile auf elek-
tronischer Datenverarbeitung 
basiert, und damit – aus wel-
chen Beweggründen auch im-
mer – angreifbar ist. Es gibt 
heute keine lebenswichtigen 
Infrastrukturen mehr, die nicht 
über elektronische Netzwerke 
gesteuert werden. Von der Bahn 
über Kraftwerke, Verkehrsleit-
systeme und Logistik bis hin zu 
den Finanzmärkten hängt die 
ganze Welt an der digitalen 
Strippe, ist vernetzt und damit 
gefährdet für Manipulationen.

Das musste unter anderem der 
Deutsche Bundestag erfahren, 

dessen Netzwerk 2015 durch 
einen Hackerangriff in die 
Knie gezwungen wurde. Aus-
löser war eine relativ simple, 
getarnte E-Mail, mit der Kri-
minelle einen Trojaner ins 
hausinterne Netz einge-
schleust und teils vertrauli-
che Daten abgezweigt hat-
ten. Die Hintergründe sind 
bis heute nicht geklärt, im 
Januar 2016 hat die Bundes-
anwaltschaft den Fall über-
nommen und ermittelt we-
gen geheimdienstlicher 
Agententätigkeit.

Blut vergossen wurde auf-
grund von Cyberattacken 
bisher zwar keines. Wenn 
aber EU-weit viele Unter-
nehmen und staatliche Ein-
richtungen in ihren Kern-
aufgaben von digitalen 
Netzen und Infrastrukturen 
abhängen, bedeutet das, 
dass IT-Vorfälle durch Be-
einträchtigung von Dienst-
angeboten und Unterbre-
chung von Geschäftsvor- 
gängen massive Auswir-
kungen haben können. 
Hinzu kommt, dass mit der 
Entwicklung des Binnen-
markts der EU viele Netz- 
und Informationssysteme 

grenzüberschreitend arbeiten. 
Ein IT-Vorfall in einem Land 
kann Auswirkungen auf andere 
Länder und sogar auf die ge-
samte EU haben. Sicherheits-
vorfälle können auch das Ver-
trauen der Verbraucher in 
Onlinezahlungssysteme und 
IT-Netze untergraben. 

 < Europäischer Weg ...

Daher stehen Internetkrimi-
nalität und Cyberterrorismus 
auf der Agenda europäischer 
Sicherheitsbehörden. Die Ver-
handlungsführer des EU-Parla-
ments, des Ministerrats und 
der EU-Kommission haben sich 
auf neue Bestimmungen zur 
Cybersicherheit geeinigt. Der 
Binnenmarktausschuss hat am 
14. Januar 2016 darüber abge-
stimmt und die Bestimmungen 
beschlossen. Zu einem späte-
ren Zeitpunkt müssen die EU-
Abgeordneten die Regeln im 
Plenum annehmen, damit die-
se in Kraft treten können. 

Bereits am 18. Dezember 2015 
hatte der Ausschuss der Ständi-
gen Vertreter (AStV) bei der EU 
ein informelles Abkommen mit 
dem Europäischen Parlament 
über die ersten Regeln vorge-
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schlagen, um die Sicherheit von 
Netzen und Informationssyste-
men in der EU zu stärken. Die 
daraus hervorgegangene Netz- 
und Informationssicherheits-
richtlinie (NIS) soll die Zusam-
menarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten erhöhen und 
Sicherheitsverpflichtungen für 
Betreiber von Diensten der Da-
seinsvorsorge wie Energie, Ver-
kehr, Gesundheit und Finanzen 
ebenso berücksichtigen wie 
Anbieter kommerzieller digita-
ler Dienstleistungen. Die Si-
cherheitsanforderungen in der 
Daseinsvorsorge sollen höher 
sein, weil deren Störung direkte 
Auswirkungen auf Gesellschaft 
und Wirtschaft haben können. 

Konkret könnte zum Beispiel 
eine Cyberattacke auf das 
Stromnetz eines EU-Landes 
 direkte Auswirkungen auf an-
dere Länder haben, weil das 
Gleichgewicht zwischen den 
Stromnetzen im europäischen 
Verbundsystem, die jeweils nur 
eine bestimmte Last verkraf-
ten können, aus den Fugen ge-
rät. Fällt ein Stromnetz in Spa-
nien flächendeckend aus, ist 
der enthaltene Strom nicht 
plötzlich „weg“. Stattdessen 
verteilt sich die Energie schlag-
artig auf andere Netze und 
sorgt für Lastspitzen, die das 
dortige Stromnetz ebenfalls 
zusammenbrechen lassen.  
Eine Kettenreaktion entsteht.

 < ... mit nationaler  
Umsetzung

Daher soll jedes EU-Land natio-
nale Behörden benennen, die 
mit der Umsetzung der Sicher-
heitsstrategie betraut werden. 
Das gesamte Gesetzgebungs-
verfahren soll im Frühjahr 2016 
abgeschlossen sein. Ist die 
Richtlinie letztlich in Kraft ge-

treten, haben die EU-Mitglied-
staaten 21 Monate Zeit, die 
 erforderlichen nationalen Vor-
schriften zu erlassen. Weitere 
sechs Monate später müssen 
die öffentlichen Versorger fest-
gelegt sein, die unter die Richt-
linie fallen sollen. Insgesamt 
soll durch diese Maßnahmen 
die Widerstandsfähigkeit ge-
genüber Cyberangriffen erhöht 
und Cyberkriminalität einge-
dämmt werden. Am Ende des 
Prozesses soll eine einheitliche 
europäische Cyberraumstrate-
gie stehen.

EU-Berichterstatter Andreas 
Schwab (MdEP) sagte dazu ge-
genüber dem Informations-
dienst des Europäischen Parla-
ments: „Ein europäischer Ansatz 
ist nötig, da viele unserer Infra-
strukturen ineinander verzahnt 
sind. Wenn wir diese grenz-
überschreitenden Infrastruktu-
ren nicht auf europäischer Ebe-
ne schützen, dann begeben wir 
uns in Schwierigkeiten.“ Es gehe 
dabei nicht um alle Bestandtei-
le der Infrastrukturen, sondern 
nur um die digitalen Dienste. 
Zudem seien auch nur be-
stimmte Bereiche betroffen.

Von den Mitgliedstaaten 
 erwartet Schwab, dass die je-
weilige Gesetzgebung die ent-
sprechenden Infrastrukturen 
abdeckt. Weiter sehe die Richt-
linie eine Reihe von Verpflich-
tungen für die Betreiber in den 
betroffenen Bereichen vor. Sie 
müssten widerstandsfähige 
Systeme schaffen: „Die Richtli-
nie legt Sicherheitsverpflich-
tungen nicht nur für die Betrei-
ber kritischer Infrastrukturen, 
sondern auch für die Anbieter 
digitaler Dienste fest. Wir spre-
chen hier von Suchmaschinen, 
Onlinemarktplätzen und 
Cloud-Computing-Diensten. 

Auch wenn diese nicht direkt 
kritische Infrastrukturen be-
treffen, so sind sie dennoch 
von großer Bedeutung.“

 < Mehr Sicherheit  
für Bürger

Zwar verfügten die Anbieter 
bereits über Schutzvorkehrun-
gen gegen Cyberangriffe. Da-
rüber hinaus sollen sie Sicher-
heitsvorfälle den zuständigen 
nationalen Behörden gemeldet 
werden. „Nicht jeder einzelne 
Vorfall muss gemeldet werden, 
sondern nur schwerwiegende 
Zwischenfälle. Der Arbeitsauf-
wand bleibt also gering“, erklärt 
Schwab. Mittlerweile hat das 
Bundesministerium des Innern 
das Mitte 2015 verabschiedete 
IT-Sicherheitsgesetz dahinge-
hend konkretisiert, welche 
Dienstleistungen aus den Be-
reichen Energie, Wasser, Infor-
mationstechnik Telekommuni-
kation und Ernährung in ihrer 
Bedeutung für die Allgemein-
heit als kritisch anzusehen sind 
und die Konkretisierung zur 
Stellungnahme an die Bundes-
länder und Unternehmensver-
bände gesandt. Unter anderem 
sollen Stromerzeuger mit einer 
Leistung ab 420 Megawatt und 
Nahrungsmittelproduzenten 
mit einem Ausstoß von 334 000 
Tonnen pro Jahr als kritisch ein-
gestuft werden. Insgesamt wä-
ren von der erweiterten Melde-
pflicht für Cyberangriffe 650 
Anlagen betroffen. Der finanzi-
elle Mehraufwand für die Fir-
men wird auf rund drei Millio-
nen Euro pro Jahr geschätzt.

Letztlich sollen auch Bürgerin-
nen und Bürger von der Richtli-
nie profitieren. „Viele Dienste, 
die die Bürger in Anspruch neh-
men, wie das Energie-, Verkehrs- 
und Bankensystem, sind in stei-
gendem Maße digitalisiert. Wir 
sind hier von Strukturen abhän-
gig, die die reibungslose Funk-
tionsfähigkeit dieser Dienste 
möglich machen. Wenn wir nun 
diese Strukturen sicherer und 
widerstandsfähiger  machen, 
dann entstehen auch direkte 
Vorteile für die europäischen 
Bürger“, so Schwab.  br

 < Buchtipp

Joachim Jakobs: 
Vernetzte Gesellschaft – 
vernetzte Bedrohungen

Wie gefährlich ist die fort-
schreitende Vernetzung der 
Welt für den Einzelnen, für 
die Gesellschaft, das Staats-
wesen und die Wirtschaft? 
Sind Firmen, Behörden und 
Institutionen ausreichend 
gegen Cyberangriffe gewapp-
net? Diese Fragen beleuchtet 
der Fachjournalist für Daten-
schutz und IT-Themen, Joa-
chim Jakobs, in seinem neu-
esten Buch. Zwar kann der 
Autor kein Patentrezept zur 
Umgehung der Gefahren aus-
stellen. Dennoch lohnt die 
Lektüre, die aufgrund der un-
zähligen miteinander zu ver-
webenden Details Schwindel 
erregen kann, besonders für 
alle, die bislang allzu sorglos 
mit der digitalen Welt umge-
hen, und das nicht nur im Pri-
vaten. Auch dem Staat und 
 seinen Organen sowie der 
Politik attestiert Jakobs Nach-
holbedarf in Sachen IT-Sicher-
heit. An unzähligen, belegten 
Beispielen digitaler Sicher-
heitspannen verdeutlicht er, 
wie die zunehmende Verdich-
tung von Informationen und 
Daten aus allen Bereichen des 
Lebens mehr und mehr zum 
Sicherheitsproblem für die 
Allgemeinheit wird, das neue 
und vor allem konsequente 
Regeln erfordert. Zumal in 
einer vernetzten Welt selbst 
die Grenzen zwischen Angrei-
fern und Opfern verschwim-
men, während die Bedrohung 
mit der technischen Leis-
tungs fähigkeit wächst. 

Das Buch ist im Cividale  
Verlag erschienen und als 
E-Book (ISBN: 978-3-945219-
15-7; 11,99 Euro) und gedruckt 
(ISBN: 978-3-945219-16-4; 
21,90 Euro) erhältlich.

Va
tt

en
fa

ll/
Ka

th
rin

 R
öß

le
r

 < Kraftwerk in Sachsen: Energie infrastrukturen sind lebenswichtig und 
 müssen vor Angriffen geschützt werden.
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 < BTB

Mehr Ingenieure und 
 Architekten im sozialen 
Wohnungsbau 

Der BTB – Gewerkschaft Tech-
nik und Naturwissenschaft hat 
die Ankündigung von Bundes-
bauministerin Barbara Hen-
dricks begrüßt, den Ländern 
bis 2020 jährlich zwei Milliar-
den Euro im Rahmen der Maß-
nahmen zur Förderung bezahl-

baren Wohnraums zur 
Verfügung zu stellen. „Ein 
sinnvoller Einsatz der Förder-
mittel wird allerdings nur ge-
währleistet, wenn Techniker, 
Ingenieure, Städteplaner und 
Architekten in den Bauverwal-
tungen dafür Sorge tragen“, 
stellte Jan Seidel, BTB-Bundes-
vorsitzender, dazu am 25. Ja-
nuar 2016 fest. Einmal mehr 
werde deutlich, dass Geld al-
lein die Probleme nicht löst. 
„Damit die Bausünden aus der 
Vergangenheit hinsichtlich Ge-
staltung, Sicherheit und Quali-
tät nicht wiederholt werden, 
müssen die Baugenehmi-
gungsbehörden mit ausrei-
chend qualifizierten Fachkräf-
ten ausgestattet werden“, 
forderte Seidel. Gegenwärtig 
hätten die Bauverwaltungen 
bundesweit enorme Probleme 
bei der Personalgewinnung, 
weil die Einkommen im öffent-
lichen Dienst für Ingenieure 
und Architekten weit hinter 
denen der freien Wirtschaft 
zurücklägen. Laut Bauministe-
rin Hendricks fehlen jährlich 
350 000 Wohnungen, davon 
80 000 für Flüchtlinge und 
Asylbewerber. Im vergangenen 
Jahr konnten nur 270 000 zu-

sätzliche Wohnungen zur Ver-
fügung gestellt werden. Seidel 
stellte fest: „Wir brauchen 
dringend mehr technisches 
Personal in den Landes- und 
kommunalen Bauverwaltun-
gen. Eine Vereinfachung und 
Beschleunigung von Genehmi-
gungsverfahren setzt mehr 
qualifiziertes Personal voraus, 
damit sicherheitsrelevante 
 Planungsfehler rechtzeitig 
 erkannt werden und nicht 
 katastrophal enden.“  

 < VBE

Bildung von Freihandels-
abkommen ausschließen

Der Bundesvorsitzende des 
Verbandes Bildung und Erzie-
hung (VBE), Udo Beckmann, 
hat die Empfehlung der EU-
Kommission begrüßt, „rote 
 Linien“ zu ziehen und öffent-
liche Dienstleistungen von 
dem derzeit verhandelten 
Freihandelsabkommen TiSA 
auszunehmen. Er befürchtet, 
Bildungs stan dards könnten  

als Handels- und Investitions-
hemmnisse angegriffen und 
infrage gestellt werden. „In-
ternationale gerichtliche Aus-
einandersetzungen darüber, 
ob Bildungsstandards eine 
Diskriminierung von Investo-
ren darstellen, würden dem 
deutschen Bildungswesen 
schaden“, zeigte sich Beck-
mann am 5. Februar 2016 im 
Gespräch mit dem Deutsch-
landfunk überzeugt. Der VBE 
habe die TTIP- wie auch die 
 TiSA-Verhandlungen von An-
fang an sehr deutlich kritisiert, 
betonte Beckmann. Die EU-

Kommission habe zwar immer 
erklärt, öffentliche Dienstleis-
tungen wie die Bildung seien 
vom Anwendungsbereich aus-
genommen. „Solange es aber 
keine wirkliche Transparenz 
gibt, bleibt  offen, wie genau 
dies zu interpretieren ist.“  
So gebe es Grenzfragen, die 
durchaus für das nationale 
 Bildungswesen von Bedeu-
tung seien. So beispielsweise 
die digitale Bildung. „Da sind 
in Übersee große Unterneh-
men unterwegs, die darauf 
warten, hier einen besseren 
und stärkeren Zugriff auf das 
deutsche Bildungswesen zu 
bekommen.“ Solche Zusam-
menhänge müssten besser 
 geprüft werden, was nur bei 
mehr Transparenz in den Ver-
handlungen gehe. Beckmann 
will verhindert wissen, dass 
amerikanische Großunter-
nehmen Zugriff auf das Bil-
dungswesen bekommen. 
 „Unsere große  Sorge ist, dass 
speziell bei Bildungsstandards 
und Bildungsqualität die Mög-
lichkeit der Einflussnahme be-
steht.“ Daher sei es unbedingt 
notwendig, den Bildungsbe-
reich eindeutig voll auszu-
schließen.  

 < dbb sachsen-anhalt

Gespräche nonstop vor 
Landtagswahlen

Mehr Lehrer, mehr Polizisten, 
zusätzliche Stellen für die Be-
wältigung des Flüchtlings-
stroms, wieder Weihnachts-
geld für die Beamtinnen und 
Beamten, die Kostendämp-
fungspauschale in Beihilfe und 
Heilfürsorge auf dem Prüf-
stand: Die Parteien wetteifern 
wenige Wochen vor der Land-
tagswahl am 13. März 2016 in 
Sachsen-Anhalt um die Gunst 
der Bediensteten im öffentli-
chen Dienst. Die Landesleitung 
des dbb sachsen-anhalt nutzte 
die heiße Phase des Wahl-
kampfes für Gespräche mit al-
len Landtagsfraktionen. „Den 
Ankündigungen vor der Wahl 
müssen Taten nach der Wahl 

folgen, wenn die Politik nicht 
weiter Vertrauen frei nach 
dem Motto ,versprochen – 
 gebrochen‘ verspielen will“, 
machte dbb Landesvorsit-
zender Wolfgang Ladebeck  
in den Gesprächen deutlich. 
Am 29. Januar 2016 begannen 
die Gespräche mit dem CDU-
Fraktionsvorsitzenden André 
Schröder und der CDU-Finanz-
expertin Eva Feußner. Sie wur-
den mit SPD-Fraktionsvize 

 Rüdiger Erben am 1. Februar 
2016 fortgesetzt. Es folgten 
am 2. Februar 2016 Gespräche 
mit dem Fraktionsvorsitzen-
den der Linken, Wulf Gallert, 
und seinen Kollegen Evelyn 
 Edler und Swen Knöchel sowie 
abschließend mit der Frakti-
onsvorsitzenden von Bünd - 
nis 90/Die Grünen, Prof. Dr. 
Claudia Dahlbert, und ihrem 
Kollegen Olaf Meister. Frakti-
onsübergreifend war man sich 
mit dem dbb einig, dass nicht 
zuletzt die Aufnahme von 
etwa 40 000 Flüchtlingen in 
Sachsen-Anhalt im letzten Jahr 
deutlich gemacht habe, wie 
sich der Personalmangel in ei-
ner aktuellen Krisensituation 
auswirkt. Dem dbb sei schon 
vor der Flüchtlingskrise klar ge-
wesen, dass im Land Personal 
fehle. Mehr Polizisten, mehr 
Lehrer, 1 300 zusätzliche Stel-
len im Nachtragshaushalt zur 
Bewältigung des Flüchtlings-
stroms, Umwandlung befriste-
ter in unbefristete Stellen aus 
der Nachausbildungsoffensive 
ließen erkennen, dass sich 
auch in der Politik die Erkennt-
nis wieder durchsetzt, dass zu 
einer handlungsfähigen Ver-
waltung eine aufgabenorien-
tierte Personalausstattung 
 gehört. 

> Jan Seidel,  
Bundesvorsitzender des BTB

> Udo Beckmann,  
Bundesvorsitzender des VBE

> Wolfgang Ladebeck, Vorsitzender 
des dbb sachsen-anhalt
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Lesenswertes vom dbb verlag empfohlen

Anzahl:

Sonne, Mond und
Sterne im Jahreslauf

Kosmos Himmelsjahr 2016
Hans-Ulrich Keller
Das Buch ist ein zuverlässiger Wegweiser zu den astrono-
mischen Ereignissen des Jahres. Für jeden Monat ist der
abendliche Fixsternhimmel beschrieben, wobei eine Stern-
karte die Übersicht erleichtert. Zusätzlich werden Sonnen-,
Mond- und Planetenlauf tabellarisch wiedergegeben und
zusätzlich grafisch erläutert. Einen weiteren Schwerpunkt
bilden die sogenannten Monatsthemen mit Berichten über
astronomische Phänomene im Alltag wie die Vermessung
des Kosmos, die Rosetta-Raumflugmission oder auch die
Magnetfelder der Planeten. Natürlich fehlt es auch nicht
an Hinweisen auf Himmelsereignisse. So wandert der son-
nennächste Planet Merkur am 9. Mai 2016 quer über die
Sonnenscheibe.

301 Seiten brosch. mit vielen farbigen
Abbildungen, 16,99 Euro

10 Tage im
„Islamischen Staat“

Inside IS
Jürgen Todenhöfer
Jürgen Todenhöfer ist einer, der es genau wissen will. Auch
was die Horrormeldungen über die Gräueltaten des IS ange-
hen, traut der CDU-Politiker und Publizist nur den eigenen
Augen und begibt sich, lediglich durch entsprechende Zusa-
gen des IS abgesichert, in die Höhle des Löwen. Zehn Tage
verbringt er zusammen mit seinem Sohn und einem weiteren
Freund bei den gefürchteten Islamisten. Todenhöfer lässt den
Leser in seinem Buch nicht nur einen Blick auf das Leben in
IS-kontrollierten Gebieten werfen, sondern vermittelt anhand
zahlreicher Gespräche mit IS-Kämpfern aus aller Welt ein-
drucksvoll, wie kompromisslos, brutal und unbarmherzig ge-
genüber „Religionsfeinden“ in aller Welt deren Denk- und
Handlungsweise und wie ungebremst ihr Expansionsdrang
ist. Es geht nicht allein um die Herrschaft in Syrien oder im
Irak: „Rom, auch Konstantinopel und Amerika, wir werden sie
alle erobern“, so ein IS-Kämpfer wörtlich.

246 Seiten geb., 17,99 Euro

Spannung bis
zur letzten Seite

Die Betrogene
Charlotte Link
Charlotte Link ist mit ihren bis zur letzten Seite
spannenden Kriminalromanen längst zu Deutschlands
erfolgreichster Autorin avanciert.

Auch ihr neuer Roman, der mit dem brutalen Mord an
einem ehemaligen Polizeichef beginnt, bietet gute Unter-
haltung und insbesondere eine überraschende Auflösung.
Links Protagonisten sind zudem glaubwürdig und inte-
ressant. Alles in allem: Den Leser erwartet eine fesselnde
Lektüre, die er so schnell nicht aus der Hand legen mag.

640 Seiten geb., 9,99 Euro

Anzahl:

Berliner
Beobachtungen

Sonderbares vom Kurfürstendamm
Erich Kästner
Erich Kästner hat neben seinen erfolgreichen Romanen
und Gedichten auch zahllose Reportagen, Essays, Thea-
terkritiken und Kurzgeschichten veröffentlicht, in denen
er für ein Zeilenhonorar u. a. Merkwürdigkeiten und Ab-
sonderlichkeiten des Großstadtlebens aufspießt. In den
Berliner Beobachtungen werden diese Texte zum Teil
erstmals wieder veröffentlicht. Der Leser wird bei der
Lektüre nicht nur über Kästners filigrane Beobachtungen
staunen, sondern auch über das bunte Treiben im Vor-
kriegsberlin. Neben unterhaltsamen Feuilletonbeiträgen
enthält der Band aber auch oft in beißende Ironie ver-
packte, unmissverständliche politische Texte.

Beobachter ist Kästner sogar, als – ebenfalls in Berlin –
seine Werke 1933 bei den nationalsozialistischen
Bücherverbrennungen Opfer der Flammen werden.

160 Seiten geb., 12,99 Euro

Anzahl:

Katastrophen und
Klimawandel von der
Antike bis heute

Wie das Wetter Geschichte macht
Roland D. Gerste
Wenn die Perser trotz erdrückender Übermacht
480 v. Chr. vor Salamis eine verheerende Niederlage
gegen die Griechen einstecken mussten, so spielten
dabei ebenso die Wetterverhältnisse eine entscheidende
Rolle wie über zweitausend Jahre später, als die spa-
nische Armada durch den sog. „protestantischen Sturm“
vor England schwer beschädigt den Rückzug antreten
musste. Hinlänglich bekannt sind die Folgen für angreifen-
de Heere.

Viel Glück mit dem Wetter hatten dagegen die Alliierten
1944 bei ihrer Landung in der Normandie. Gerste schildert
in seinem Buch Ereignisse, die vom Wetter stark geprägt
wurden, und zeigt darüber hinaus, wie das Klima und seine
Veränderungen Gedeih und Verderb ganzer menschlicher
Gesellschaften beeinflusst haben.

288 Seiten geb., 19,95 Euro

Anzahl:

Ausgewählte
Ostergeschichten

Nicht schon wieder Ostern
Eine wunderbare Einstimmung auf das Osterfest bieten
die dreißig Geschichten und Gedichte in diesem Band.
Eher heiter geht es unter anderem bei Ringelnatz, Erhard,
Lenz oder Gernhardt zu, klassisch ist der Osterspazier-
gang von Goethe, Dürrenmatt und Goscinny sorgen für
eine Portion Sarkasmus und auch an Melancholie und
Schwermut fehlt es dank Cechov und Tolstoi nicht.
Schließlich darf der Leser auch auf Tipps für das öster-
liche Eierverstecken zählen. Eine gekonnte Mischung,
bunt wie ein Osterei!

307 Seiten brosch., 9,90 Euro

Anzahl:

Anzahl:

Anzeige

Für unsere Leser versandkostenfrei!
Einfach diesen Bestellcoupon ausfüllen, die gewünschte Anzahl eintragen und per Post oder Fax unter 030.7261917-40 abschicken.
Widerrufsrecht: Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. Die Frist beginnt mit Absendung dieser Bestellung. Zur Einhaltung
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 < DPolG

20 Millionen Überstunden 
angehäuft 

Der Bundesvorsitzende der 
Deutschen Polizeigewerk-
schaft (DPolG), Rainer Wendt, 
hält 20 000 neue Stellen allein 
bei der Bundespolizei für not-
wendig. „Wenn man sich vor-
stellt, welche Aufgaben dauer-
haft auf die Bundespolizei 
zukommen inklusive dem 
Schutz europäischer Außen-

grenzen, werden wir diese 
Kräfte brauchen“, sagte er der 
„Stuttgarter Zeitung“ (Ausga-
be vom 8. Februar 2016). Damit 
schloss sich Wendt einer For-
derung des Seeheimer Kreises 
der SPD an. Die Länder hätten 
bisher kaum auf den Personal-
notstand reagiert, kritisierte er. 
„Viele gleichen allenfalls die 
Pensionszahlen aus, die spätes-
tens ab 2017 in die Höhe gehen 
werden.“ Im vorigen Jahr seien 
zwischen zehn und 20 Millio-
nen Überstunden bei allen Po-
lizeien aufgelaufen – allein bei 
der Bundespolizei zwei Millio-
nen. „Das geht direkt auf die 
Knochen der eingesetzten 
Kräfte“, so Wendt. Die Polizei 
sei an der Grenze ihrer Leis-
tungsfähigkeit angekommen. 
„Jetzt geht es nur noch mit 
Überstunden.“ Massiven Un-
mut äußerte der DPolG-Chef 
über die Länder, weil sie die Po-
lizei bei den Routineaufgaben 
nicht ausreichend entlasten 
wollen. „Jedes Jahr begleitet 
die Polizei zwischen 300 000 
und 500 000 Schwertranspor-
te“, sagte er. Die Länder könn-
ten diese Arbeit ab sofort auf 
Privatfirmen übertragen, täten 

dies aber nicht. „Die lassen ihre 
Polizisten weiter hinter Lkw 
herzuckeln und finden immer 
wieder Ausflüchte, warum sie 
von der neuen Regelung keinen 
Gebrauch machen.“ 

 < BDF

Forstwirtschaft gut fürs 
 Klima

Forstleute haben dafür ge-
sorgt, dass europaweit ver-
wüstete Flächen wieder aufge-
forstet wurden. Jahrelanger 
Raubbau, Kahlschläge und 
Viehweide hatten ganze Land-
striche entwaldet. Ohne die 
Wiederbewaldung hätte sich 
das Klima noch rasanter er-
wärmt. Das erklärte der Bund 
Deutscher Forstleute (BDF) am 
9. Februar 2016. Er trat damit 
Interpretationen einer aktuel-
len Studie eines internationa-
len Forscherteams, an dem das 
Max-Planck-Institut für Meteo-
rologie (MPI-M) beteiligt ist, 
entgegen. Das Team hatte her-
ausgefunden, dass zweieinhalb 

Jahrhunderte Aufforstung  
und Forstwirtschaft in Europa 
keine Verminderung des Klima-
wandels bewirkt haben. Dar-
aufhin hieß es in Medienbe-
rich ten, Forstwirtschaft und 
Waldmanagement würden 
dem Klima schaden. Dem ent-
gegnete der BDF, die heutige 
naturnahe Forstwirtschaft ver-
mehre den Anteil wertvoller 
Mischwälder, die als Kohlen-
stoffsenke wirken, und erhöht 
die biologische Vielfalt. Kahl-
schläge und Forstmonokultu-
ren gehörten schon seit 30 Jah-
ren der Vergangenheit an. Holz 
als nachwachsender und kli-

maneutraler Rohstoff kann 
Kohlenstoff sehr langfristig 
binden. „Die Forstwirtschaft 
hat sich seit 30 Jahren kolossal 
gewandelt. In ihrer jetzigen 
modernen Ausprägung sorgt 
sie für vielfältige, klimastabile 
und artenreiche Wälder“, so 
Hans Jacobs, Bundesvorsitzen-
der des BDF. 

 < BDZ

Zollgewerkschaft warnt vor 
Angriff auf den Mindestlohn

Die Zoll- und Finanzgewerk-
schaft BDZ hat vor einem mas-
siven Angriff auf den Mindest-
lohn gewarnt. Die laut einem 
Eckpunktepapier des CDU-Vor-
standes zur Integrationspolitik 
geplante Regelung, wonach 
Flüchtlinge für die Dauer von 
sechs Monaten vom Mindest-
lohn ausgenommen werden 
und insoweit Langzeitarbeits-
losen gleichgestellt werden, 
lehnt die Zollgewerkschaft ka-
tegorisch ab. Nachdem das 
Mindestlohngesetz bereits vie-
le Korrekturen erfahren hat, 
werde jetzt das Mindestlohn-
projekt in Gefahr gebracht, 
 kritisierte der BDZ-Bundes-
vorsitzende Dieter Dewes am 

15. Februar 2016 die Pläne. Der 
vom Zoll kontrollierte Mindest-
lohn dürfe nicht auf diese Wei-
se verwässert werden, forderte 
er. Es dränge sich der Eindruck 
auf, dass die Flüchtlingsdiskus-
sion für die Wirtschaft ein will-
kommener Anlass sei, weitere 
Einschränkungen vorzuneh-
men. Dewes erinnerte daran, 
dass der „Mindestlohn für alle“ 

partei- und fraktionsübergrei-
fend beschlossen worden sei. 
Zwar sei die arbeitsmarktpoli-
tische Integration von Flücht-
lingen in diesem Ausmaß nicht 
voraussehbar gewesen, so De-
wes. Der Gesetzgeber solle sich 
aber auf den Kern des Mindest-
lohnprojekts besinnen. Wenn 
die CDU jetzt dem Druck der 
Wirtschaft weiche, konterka-
riere sie ihre eigenen politi-
schen Vorhaben.  

> Rainer Wendt, 
Bundesvorsitzender der DPolG

> Hans Jacobs, 
Bundesvorsitzender des BDF

< Nachruf

Johannes Minde, Ehrenvorsit-
zender der Kommunikationsge-
werkschaft DPV (DPVKOM), ist 
tot. Er starb am 3. Februar 2016 
im Alter von 94 Jahren. Minde, 
der katholische Theologie stu-
diert hatte und später im Post-
dienst tätig war, war von 1965 
bis 1980 Bundesvorsitzender 
der DPVKOM und gehörte in 
dieser Zeit dem Bundesvor-
stand und dem Bundeshaupt-
vorstand des dbb an. Auf euro-
päischer Ebene erwarb er sich 
Anerkennung als Vorstandsmit-
glied von Eurofedop (1973 bis 1976), bevor er von 1976 bis 1980 
1. Eurofedop-Vizepräsident wurde. Für seine Verdienste wurde 
 Johannes Minde 1981 mit dem Bundesverdienstkreuz geehrt. 
DPVKOM-Bundesvorsitzender Volker Geyer würdigte Minde als 
„einen engagierten, geradlinigen Gewerkschafter“, der sich mit 
hohem persönlichen Einsatz um die Sorgen und Nöte seiner Mit-
menschen gekümmert habe. Der dbb wird dem Verstorbenen ein 
ehrendes Andenken bewahren.
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> Dieter Dewes,  
Bundes vorsitzender des BDZ
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 < DBSH

Gegen Diskriminierung  
der sozialen Arbeit 

Eine wachsende Zahl von Hass-
mails mit rechtsextremem Hin-
tergrund geht derzeit beim 
DBSH (Deutscher Berufsver-
band für Soziale Arbeit) ein. Mit 
Blick auf die Migrations- und 
Flüchtlingsbewegung hatte der 
Verband bereits im Juli des ver-
gangenen Jahres auf die Bedeu-
tung der Menschenrechte hin-
gewiesen und in einer Erklärung 
„Wehret den Anfängen“ auf de-

ren strikte Einhaltung gedrängt. 
Wie der DBSH am 7. Februar 
2016 mitteilte, werden in den 
Mails Sozialpädagoginnen und 
-pädagogen beispielsweise als 
„verdammte Hochverräter“ be-
zeichnet. Für den Fall einer er-
hofften „Machtübernahme“ 
wird ihnen eine gewaltsame 
„Abrechnung“ angedroht.  
„Wir erleben aktuell eine ge-
sellschaftliche Veränderung, in 
der Hetze, Gewaltandrohungen 
und vollzogene Straftaten an 
der Tagesordnung sind. Ein poli-
tischer Diskurs soll durch ein 
Klima der Angst unterbunden 
werden“, erklärte der Verband. 
„Unsere Antwort ist klar: Wir 
werden alles uns Mögliche un-
ternehmen, damit die Würde 
des Menschen auch weiterhin 
unantastbar bleibt.“ Weder 
Hassmails noch sonstige Agita-
tionsversuche würden die Kol-
leginnen und Kollegen von der 
Erfüllung ihrer Aufgaben ab-
bringen. Die Achtung jedes 
Menschen stehe an erster Stelle 
im deutschen Grundgesetz. 
„Soziale Arbeit kann nur nach 
dieser obersten Devise handeln 

und muss sich an ihr messen 
lassen“, so der DBSH. Alle Mit-
glieder seien aufgefordert, sich 
noch stärker zu vernetzen, Wi-
derstand gegen menschenver-
achtende Akteure zu zeigen, zu 
organisieren und zu leben. „In 
dieser schwierigen Zeit kann 
die Antwort nur sein, solida-
risch zusammenzustehen, das 
Wort zu erheben und die radi-
kalisierten Akteure in ihre 
Schranken zu weisen.“ Kollegin-
nen und Kollegen, die persönli-
chen Angriffen ausgesetzt sei-
en, bot der DBSH Hilfe und 
Unterstützung an.  

 < dbb m-v 

Haushaltsplus für Personal 
verwenden

Angesichts des am 16. Februar 
2016 von Finanzministerin 
 Heike Polzin, Ministerpräsident 
Erwin Sellering und CDU-Frakti-
onschef Vincent Kokert verkün-
deten Plus im Landeshaushalt in 
Höhe von 220,5 Millionen Euro 
sieht sich der dbb mecklenburg-
vorpommern in seiner Forde-
rung nach mehr Personal bestä-

tigt. „56,2 Millionen Euro nicht 
verbrauchtes Personalbudget 
im Jahr 2015 sind ein Indiz für 
Personalplanung am Limit. Da-
mit muss endlich Schluss sein“, 
so dbb Landesvorsitzender Diet-
mar Knecht in Schwerin. „Sum-
miert man darüber hinaus die 
Mittel seit 2003, kommt man 
auf die enorme Summe von 
377,7 Millionen Euro.“ Seit zehn 
Jahren ist das Land in der Lage, 
ohne Nettokreditaufnahme 
auszukommen und tilgt darüber 
hinaus kontinuierlich Schulden. 

Bis auf eine Ausnahme sind seit 
dieser Zeit alle Haushaltsab-
schlüsse positiv gewesen. Das 
Plus erreichte in der letzten De-
kade fast 2,5 Milliarden Euro. 
Knecht: „Damit hat jeder Lan-
desbedienstete seinen Beitrag 
zur positiven Finanzlage des 
Landes geleistet.“ Auch der Mi-
nisterpräsident hatte auf der 
Landespressekonferenz aus-
drücklich die Leistungen der Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes gewürdigt und ihren 
Anteil am positiven Haushalts-
abschluss unterstrichen. Unge-
achtet dessen werde bis auf 
 wenige Ausnahmen weiter per 
„Gießkanne“ Per sonal abge-
baut, Aufgaben werden verdich-
tet, zeit- und  inhaltsgleiche Be-
soldungsanpassungen verwehrt 
und die Kolleginnen und Kolle-
gen damit an den Rand ihrer 
Leistungsfähigkeit gebracht, so 
Knecht. „Die Zeit ist mehr als 
reif für sinnvolle Personalinves-
titionen, beispielsweise weiter-
hin bei der Polizei, der Justiz, im 
öffentlichen Gesundheitsdienst, 
aber auch in der Einnahmever-
waltung des Landes, den Finanz-
ämtern. Und es muss schnell 
gehen, denn der Arbeitsmarkt 
wird bald leer gefegt sein.“ 

 < VBOB

„Charta der Vielfalt“ 
 unterzeichnet

Der Bundesvorstand des VBOB 
(Verband der Beschäftigten der 
obersten und oberen Bundesbe-
hörden) hat in seiner Sitzung am 
16. Februar 2016 die Charta der 
Vielfalt unterzeichnet. Die Ini-
tiative will die Anerkennung, 
Wertschätzung und Einbezie-
hung von Vielfalt in der Arbeits-
kultur in Deutschland voranbrin-

gen. Organisationen sollen ein 
Umfeld schaffen, das frei von 
Vorurteilen ist. Alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sollen 
Wertschätzung erfahren – un-
abhängig von Geschlecht, Na-
tionalität, ethnischer Herkunft, 

Religion oder Weltanschauung, 
Behinderung, Alter, sexueller 
Orientierung und Identität. „Mit 
unserem Motto ‚Jung und Alt 
– Vielfalt als Chance. Jetzt!‘ auf 
dem Bundesvertretertag 2014 
haben wir uns mit Schwerpunkt 
auf die Altersstruktur und den 
demografischen Wandel ein ge-
nau solches Programm auf die 
Fahnen geschrieben“, so der 
VBOB-Bundesvorsitzende Hart-
wig Schmitt-Königsberg. Die 
Charta war im Dezember 2006 
von Daimler, der BP Europa SE 
(ehemals Deutsche BP), der 
Deutschen Bank und der Deut-
schen Telekom ins Leben geru-
fen  worden Mehr als 2 250 Un-
ternehmen und öffentliche 
Einrichtungen haben sie bereits 
unterzeichnet, es kommen im-
mer neue Unterzeichner hinzu. 
Die Initiative mit dem Ziel der 
Förderung von Vielfalt in Unter-
nehmen und Institutionen steht 
unter der Schirmherrschaft der 
Bundeskanzlerin. Die Beauftrag-
te der Bundesregierung für Mig-
ration, Flüchtlinge und Integrati-
on, Aydan Özoğuz, unterstützt 
die Charta. 

> Michael Leinenbach,  
Bundesvorsitzender des DBSH

> Dietmar Knecht,  
Vorsitzender des dbb  
mecklenburg-vorpommern

> Hartwig Schmitt-Königsberg,  
Bundesvorsitzender des VBOB

 < VDR 

„Die Zahl leistungsschwacher Schüler in Deutschland könnte noch 
geringer sein, wenn an den Schulen die entsprechenden Rahmenbe-
dingungen gegeben wären“, ist sich der Vorsitzende des Verbandes 
Deutscher Realschullehrer (VDR), Jürgen Böhm, sicher. Die aktuellen 
Ergebnisse der PISA-Sonderauswertung zeigten zwar eine Verbesse-
rung seit 2003, dennoch habe immer noch ein zu großer Teil der Ju-
gendlichen erhebliche Defizite bei den Grundkenntnissen in Mathe-
matik, Lesen und Naturwissenschaften, so Böhm am 11. Februar 2016. 
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Kulisse:

Weniger ist mehr ...
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 < Fatale Wirkung 
Trunkenheit am Steuer ist kein 
Kavaliersdelikt, dennoch fah-
ren Uneinsichtige immer wie-
der in der Hoffnung los, nicht 
erwischt zu werden. Ganz 
Schlaue versuchen gar, ihre 
Fahnen mit Drops oder durch 
Kaugummikauen zu kaschie-
ren. Es nutzt nichts. In Kaisers-
lautern musste Ende Januar ein 
Autofahrer bei einer Kontrolle 
ins Röhrchen pusten, weil er 
mehr als deutlich nach Alkohol 
roch. Das Gerät zeigte denn 
auch einen Promillewert von 
5,5 an. Ein Wunder, dass der 
28-Jährige überhaupt noch 
pusten, geschweige denn auto-
fahren konnte. Schnell stellte 
sich heraus, dass der Mann 
kurz vor der Abfahrt kräftig 
mit Mundwasser gegurgelt 
hatte, um seinen Alkoholge-
ruch zu kaschieren. Eine halbe 
Stunde später hatte sich der 
Promillewert zwar auf 1,3 ge-
senkt, doch seinen Führer-
schein war er trotzdem los.

 < Hilflose Lage 
Der Polizeinotruf 110 ist eine 
gute Sache. Menschen in miss-
lichen Lagen kann schnell ge-
holfen werden. Doch nicht je-
der Anruf rechtfertigt das 
Ausrücken eines Streifenwa-
gens. Das musste eine Frau aus 
Oberhausen erfahren, die Hilfe 
angefordert hatte, weil sie sich 
eingeschlossen habe und sich 
nicht selbst befreien könne. 
Vor Ort trafen die in Marsch 

gesetzten Polizeibeamten eine 
50-Jährige an, die sich keines-
wegs in einer Zwangslage be-
fand, sondern sich über die 
schlechte Qualität gelieferter 
Pizzabrötchen beschwerte. Auf 
den Missbrauch des Notrufs 
hingewiesen, zeigte sie keiner-
lei Einsicht, sondern gab an, 
auch bei künftigen Beschwer-
den die 110 zu wählen. Die Be-
amten erstatteten Anzeige. 
Dass der Missbrauch des Not-
rufs eine Straftat ist, die mit 
einer Geldstrafe und sogar mit 
Freiheitsentzug von bis zu ei-
nem Jahr geahndet werden 
kann, war der Anruferin offen-
bar unbekannt.

 < Harte Strafe 
Verbrechen, Vergehen oder 
Pflichtverletzungen wurden in 
früheren Zeiten wesentlich 
härter bestraft als heute. Ein 
indischer Briefträger hatte das 
offenbar nicht bedacht, als er 
einen Kollegen einspannte 
statt seinen Job selbst zu ma-
chen. Der kannte sich in dem 
fremden Bezirk nicht aus und 
brachte einige Briefe mit zu-

rück. Der Leiter des Postamtes 
stellte deshalb den säumigen 
Zusteller zur Rede, der vor Wut 
eine der Retouren zerriss. Dass 
brachte ihn nicht nur vor Ge-
richt, sondern nach langem 
Prozess – der Vorfall ereignete 
sich 2009 – für zwei Jahre hin-
ter Gittern. Das Beschädigen 
oder absichtlich verzögerte Zu-
stellen von Post gilt als schwe-
re Straftat, die mit einer Ge-
fängnisstrafe von bis zu zwei 
Jahren belegt werden kann. So 
legt es das indische Postgesetz 
von 1889 fest, das noch aus 
der Kolonialzeit stammt. 

 < Schwere Last 
Verliebte begnügen sich längst 
nicht mehr damit, Herzchen 
und Initialen in Bäume zu rit-
zen, sondern bringen soge-
nannte Liebesschlösser an Brü-
cken an. Weil das so manchem 
Brückengeländer nicht nur zur 
schweren Last, sondern auch 
zur Gefahr für Mensch und 
Brücke wird, besonders wenn 
nach einem Liebesaus das 
Schloss brachial geknackt wird, 
entschließen sich immer mehr 

Kommunen, die Schlösser zu 
entfernen. Nach London und 
Paris schloss sich kürzlich Ober-
hausen an: Die Liebesschlösser 
an der Slinkybrücke am Kaiser-
garten mussten der Sicherheit 
weichen. Sie wurden allerdings 
nicht schnöde entsorgt, son-
dern abschnittweise fotogra-
fiert, verpackt und zum Abho-
len bereitgestellt. Die Kosten 
der Aktion: gut 100 000 Euro.

 < Fette Tiere ...
... sind anfällig für Arthritis, 
Herzkrankheiten, Krebs und 
Diabetes, sie können kaum 
 laufen und bewegen sich am 
Ende nur noch, um zu fressen. 
Ihre Besitzer stopfen sie mit 
allem Möglichen von Chips 
über Schokolade bis zur Pizza. 
Gegen diese Tierquälerei tritt 
in Großbritannien seit zehn 
Jahren der „Pet Fit Club“ an. 
Jährlich wird ein Wettbewerb 
veranstaltet, an dem jedes 
deutlich übergewichtige Haus-
tier, ob Ratte oder Mops, teil-
nehmen kann. Sechs Monate 
lang müssen die Konkurrenten 
fasten und viel Sport treiben, 
dann wird festgestellt, welches 
Tier den größten Gewichtsver-
lust für sich verbucht hat. Der 
Sieger erhält ein Jahr lang kos-
tenlos gesunde Tiernahrung 
und darf mit dem Besitzer in 
tierfreundliche Ferien fahren. 
17 Tiere kämpften 2015 um 
den Loorbeer. Sie brachten ins-
gesamt 203 Kilogramm Über-
gewicht auf die Waage. 
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